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Botschaften in der Bundesrepublik Deutschland

Umzug einer Botschaft
hier: Botschaft von Turkmenistan

Bekanntmachung der Staatskanzlei 
11271-349-21

Vom 18 . Mai 2021

Das Auswärtige Amt hat dem Umzug der Botschaft von Turk-
menistan zugestimmt .

Die Botschaft hat am 01 .04 .2021 den Dienstbetrieb unter der 
Anschrift Behrenstraße 42 in 10117 Berlin aufgenommen .

Botschaften in der Bundesrepublik Deutschland

Erreichbarkeit einer Botschaft
hier: Botschaft des Königreichs Lesotho

Bekanntmachung der Staatskanzlei 
11271-350-21

Vom 18 . Mai 2021

Die Botschaft des Königreichs Lesotho hat die neuen Telefon-
nummern der Kanzlei sowie die Öffnungszeiten mitgeteilt:

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 09:00 bis 16:30 Uhr

Telefonnummern:  03328/4289050
  0151/22498771

Die Botschaft ist während des Lockdowns unter der Telefon-
nummer 0151/22498771 zu erreichen . 

Neufassung der Allgemeinen Durchführungshinweise 
zur Trennungsgeldverordnung

 im Land Brandenburg

Rundschreiben 
des Ministeriums der Finanzen und für Europa

- 12-FD 2792 .9/2020#01#01 -
Vom 30 . April 2021

Als Anlage wird die Neufassung der Allgemeinen Durchfüh-
rungshinweise zur Trennungsgeldverordnung im Land Bran-
denburg (Bbg TG ADH) vom 30 . April 2021 übersandt .

Die Neufassung der Durchführungshinweise, die zum 1 . Mai 
2021 in Kraft treten, enthält im Wesentlichen folgende Ände-
rungen:

- Anpassung an die Änderungen in der Trennungsgeldver-
ordnung des Bundes mit Wirkung vom 1 . Juni 2020 (siehe 
Rundschreiben 12-FD 2790 .14/2020#01#01 vom 23 . Mai 
2020),

- Anpassung an die Änderungen in der Brandenburgischen 
Trennungsgeldverordnung vom 17 . November 2020 (siehe 
Rundschreiben 12-FD 2790 .15/2020#01#01 vom 23 . No-
vember 2020),

- Erhöhung des Höchstbetrages für Unterkunftskosten im 
Trennungsübernachtungsgeld sowie Wegfall der fortwäh-
renden Bemühungen (vergleiche Textziffer 3 .2 .6) .

Des Weiteren wurden dem Änderungsbedarf, der sich bei der 
praktischen Anwendung ergeben hat, Rechnung getragen, ver-
altete Formulierungen überarbeitet und Klarstellungen vorge-
nommen .

Mehrkosten, die gegebenenfalls aus den Änderungen der Tren-
nungsgeldverordnung, der Brandenburgischen Trennungsgeld-
verordnung sowie aus der Neufassung der Allgemeinen Durch-
führungshinweise zur Trennungsgeldverordnung resultieren, 
sind aus den jeweiligen Personalmitteln der Ressorts zu decken .

Anlage 
zum MdFE-Rundschreiben vom 30 . April 2021

- 12-FD 2792 .9/2020#01#01 -

Allgemeine Durchführungshinweise
zum Trennungsgeldrecht im Land Brandenburg 

- Bbg TG ADH - 

- 12-FD 2792 .9/2020#01#01 -
Vom 30 . April 2021

Auf Grund des § 16 des Bundesreisekostengesetzes vom  
26 . Mai 2005 (BGBl . I S . 1418) und des § 15 Absatz 2 des Bun-
desumzugskostengesetzes vom 11 . Dezember 1990 (BGBl . I  
S . 2682) in der jeweils geltenden Fassung und in Verbindung 
mit § 63 Absatz 1 Satz 2 des Landesbeamtengesetzes vom  
3 . April 2009 (GVBl . I S . 26) erlässt das Ministerium der Finan-
zen und für Europa als das für das finanzielle öffentliche 
Dienstrecht zuständige Ministerium folgende allgemeine 
Durchführungshinweise: 

I. 
Allgemeine Durchführungshinweise

0 Vorbemerkung für die Gewährung von Tren-
nungsgeld im Land Brandenburg

0 .1 Zweck der Trennungsentschädigung und einher-
gehend damit von Umzugskostenvergütungen ist der 
Ersatz von Mehraufwendungen, die Bediensteten 
notwendigerweise entstehen, wenn durch dienstliche 
Maßnahmen der Dienstort von der Wohnung getrennt 
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wird und dieser gegebenenfalls außerhalb dessen 
Einzugsgebietes liegt . Es handelt sich also nicht um 
Sonderzahlungen für besondere Leistungen, sondern 
um Auslagenersatz für Aufwendungen, die vom 
Dienstherrn der Beamtin, des Beamten, der Richterin 
oder des Richters beziehungsweise vom Arbeitgeber 
der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers veran-
lasst werden und die dieser deshalb auch finanziell zu 
tragen hat . Die Erstattung der Umzugskosten und die 
Gewährung des Trennungsgeldes sind keine Neben-
verdienste, sondern finanzielle Abgeltung des Dienst-
herrn für die durch die Versetzung erzwungene ge-
trennte Haushaltsführung .

 Hauptanwendungsfälle für die Zahlung von Tren-
nungsgeld sind die vom Dienstherrn veranlassten, in 
seinem Interesse liegenden Maßnahmen der Abord-
nung oder Versetzung von Bediensteten zu einem 
anderen Dienstort . Die hierdurch entstehenden 
Mehraufwendungen für die getrennte Haushaltsfüh-
rung - unter der pauschalen Gegenrechnung der 
häuslichen Ersparnis, insbesondere bei den Verpfle-
gungskosten - und für das Beibehalten der Wohnung 
oder Unterkunft am bisherigen Wohnort gegenüber 
den Kosten der gewöhnlichen Lebensführung sind 
unabhängig von der Höhe des Einkommens und 
nicht aus den jeweiligen Bezügen zu bestreiten . Die 
laufende Besoldung ist auf den allgemeinen Lebens-
bedarf in Abhängigkeit von dem verliehenen Amt 
abgestellt (Alimentierung) und beinhaltet keine Be-
standteile für außergewöhnliche vom Dienstherrn 
veranlasste Bedürfnisse . Entsprechendes gilt für Ta-
rifbeschäftigte, deren laufende Vergütung Gegenleis-
tung für die erbrachte Arbeitsleistung ist und die ih-
nen deshalb uneingeschränkt durch außergewöhnli-
che Bedürfnisse verbleiben muss .

0 .2 § 63 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes (LBG) 
und § 1 der Brandenburgischen Trennungsgeldver-
ordnung (BbgTGV) bestimmen, dass Beamtinnen 
und Beamte sowie Richterinnen und Richter des 
Landes Brandenburg Trennungsgeld entsprechend 
der Trennungsgeldverordnung des Bundes (TGV) er-
halten, soweit nichts anderes bestimmt ist .

0 .3 Die nachstehenden Hinweise folgen in ihrer Syste-
matik der Trennungsgeldverordnung des Bundes . So-
weit Vorschriften der Brandenburgischen Trennungs-
geldverordnung Abweichendes bestimmen, wird in 
den entsprechenden Textziffern hierauf hingewiesen .

1 Zu § 1 - Anwendungsbereich -

1 .1 Zu Absatz 1

 Die Vorschrift bestimmt abschließend den unmittel-
baren persönlichen Anwendungsbereich der Tren-
nungsgeldverordnung des Bundes . Sie fasst die an-
spruchsberechtigten Personen unter dem Oberbegriff 
Berechtigte zusammen . 

 Auf Grund der Verweisung des § 63 LBG, des § 10 
Absatz 1 des Brandenburgischen Richtergesetzes 
und des § 1 BbgTGV sind für den Geltungsbereich 
des Landesbeamtengesetzes Berechtigte im Sinne 
der Trennungsgeldverordnung des Bundes

- die Beamtinnen und Beamten des Landes, der 
Gemeinden und Gemeindeverbände und der 
sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehen-
den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts sowie

- die Richterinnen und Richter des Landes .

 Für Tarifbeschäftigte ist die Trennungsgeldverord-
nung nach Maßgabe der jeweiligen tariflichen Be-
stimmungen entsprechend anzuwenden (§ 44 Absatz 1 
TVöD-BT-V, § 23 Absatz 4 TV-L) . Für sonstige Be-
schäftigte des öffentlichen Dienstes richtet sich die 
Gewährung von Trennungsgeld nach den jeweiligen 
tarif- oder einzelvertraglichen Regelungen .

 Die Berechtigung selber begründet noch keinen An-
spruch auf Gewährung von Trennungsgeld; dieser 
entsteht nur bei Erfüllung der allgemeinen und be-
sonderen Voraussetzungen der einzelnen Vorschrif-
ten der Trennungsgeldverordnung in Verbindung mit 
der Brandenburgischen Trennungsgeldverordnung .

 Die Gewährung von Trennungsgeld ist nicht abhän-
gig von der Zusage der Umzugskostenvergütung . Ist 
die Umzugskostenvergütung allerdings zugesagt, ist 
für die Gewährung von Trennungsgeld neben den 
sonstigen Voraussetzungen § 2 TGV zusätzlich zu 
beachten (siehe hierzu auch Textziffer 2 .1 .0)

1 .2 Zu Absatz 2

 Die Vorschrift regelt den sachlichen Anwendungsbe-
reich der Trennungsgeldverordnung und bestimmt 
abschließend die dienstlichen Maßnahmen, die allein 
einen Trennungsgeldanspruch begründen können . 
Anlässlich anderer dienstlicher Maßnahmen kann 
Trennungsgeld nicht gewährt werden .

 Das Vorliegen einer der genannten Maßnahmen als 
solche begründet noch keinen Anspruch auf Gewäh-
rung von Trennungsgeld; unter anderem müssen 
auch die Voraussetzungen des § 1 Absatz 3 TGV er-
füllt sein - Dienstortwechsel, gegebenenfalls Woh-
nung außerhalb des Einzugsgebietes - (siehe hierzu 
auch Textziffer 1 .3) .

1 .2 .1 Versetzung aus dienstlichen Gründen

 Die Versetzungsfälle ergeben sich für Beamtinnen 
und Beamte aus § 30 LBG, für Tarifbeschäftigte aus 
§ 4 Absatz 1 TVöD-V in Verbindung mit der Proto-
kollerklärung Nummer 2 zu § 4 Absatz 1 TVöD-V 
beziehungsweise § 4 Absatz 1 TV-L in Verbindung 
mit der Protokollerklärung Nummer 2 zu § 4 Absatz 1 
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TV-L . Für sonstige Berechtigte des öffentlichen 
Dienstes sind die jeweiligen tarif- oder einzelvertrag-
lichen Regelungen zu beachten .

 Zu beachten ist, dass bei einer Versetzung aus per-
sönlichen Gründen der oder des Berechtigten weder 
Umzugskostenvergütung zugesagt noch Trennungs-
geld gewährt werden darf . Ausgenommen hiervon 
sind Fälle des § 1 Absatz 2 Nummer 11 TGV (Verset-
zung aus gesundheitlichen Gründen mit Zusage der 
Umzugskostenvergütung) .

1 .2 .2 Aufhebung einer Versetzung nach einem Umzug mit 
Zusage der Umzugskostenvergütung

 - Bleibt frei -

1 .2 .3 Verlegung der Beschäftigungsbehörde

 Die Verlegung der Beschäftigungsbehörde steht der 
Versetzung aus dienstlichen Gründen gleich . Das 
Gleiche gilt für die Umbildung von Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts . 
Bei der Verlegung der Beschäftigungsbehörde behal-
ten die Berechtigten ihr bisheriges Amt bei; es han-
delt sich hier nicht um eine Versetzung .

 Von der Verlegung der Beschäftigungsbehörde zu un-
terscheiden ist deren Auflösung oder Eingliederung 
im Rahmen einer Körperschaftsumbildung . In diesem 
Fall erhalten die Berechtigten ein neues - anderes - 
Amt bei einer anderen Behörde und werden dorthin 
aus dienstlichen Gründen versetzt (vergleiche § 30 
Absatz 1 und 3 sowie § 31 Absatz 1 LBG), soweit der 
Übergang nicht bereits gesetzlich geregelt ist (verglei-
che §§ 16 bis 19 des Beamtenstatusgesetzes  
[BeamtStG], § 31 LBG, Spezialgesetz wie zum Beispiel 
das Verbandsgemeinde- und Mitverwaltungsgesetz) .

 Auf die Bestimmungen in § 3a BbgTGV (Trennungs-
geld bei Maßnahmen des Verwaltungsumbaus) wird 
hingewiesen .

1 .2 .4 Nicht nur vorübergehende Zuteilung aus dienstlichen 
Gründen zu einem anderen Teil der Beschäftigungs-
behörde

 Hierzu gehört auch die dauernde Umsetzung gemäß 
§ 28 LBG .

 Bei einer Umsetzung aus persönlichen Gründen der 
oder des Berechtigten darf weder Umzugskostenver-
gütung zugesagt noch Trennungsgeld gewährt werden . 

1 .2 .5 Übertragung eines anderen Richteramtes

 - Bleibt frei -

1 .2 .6 Abordnung, auch im Rahmen der Aus- und Fortbildung

1 .2 .6 .1 Die Abordnung ist für Beamtinnen und Beamte in § 29 
LBG, für Tarifbeschäftigte in § 4 Absatz 1 TVöD-V in 

Verbindung mit der Protokollerklärung Nummer 1 zu  
§ 4 Absatz 1 TVöD-V beziehungsweise § 4 Absatz 1 
TV-L in Verbindung mit der Protokollerklärung Num-
mer 1 zu § 4 Absatz 1 TV-L geregelt . Für sonstige Be-
rechtigte des öffentlichen Dienstes sind die jeweiligen 
tarif- oder einzelvertraglichen Regelungen zu beachten .

1 .2 .6 .2 Die Abordnung setzt eine bestimmte Mindestdauer 
nicht voraus, sodass auch ein- oder halbtägige Ab-
ordnungen möglich sind . Bei Abordnungen von we-
niger als drei Tagen Dauer ist ein Trennungsgeld-
anspruch nicht gegeben, da hierfür nach § 11 Absatz 1 
Satz 4 BRKG Reisekostenvergütung gewährt wird .

1 .2 .6 .3 Bei einer Abordnung mit dem Ziel der Versetzung 
aus persönlichen Gründen darf weder Umzugskos-
tenvergütung zugesagt noch Trennungsgeld gewährt 
werden . 

1 .2 .6 .4 Die dienstlich angeordnete Teilnahme an einer Aus- 
oder Fortbildungsveranstaltung bei einer anderen 
Dienststelle ist immer eine Abordnung (sogenannte 
„Aus- oder Fortbildungsabordnung“) . In § 63 Absatz 1 
Nummer 22 des Landespersonalvertretungsgesetzes 
wird diese Abordnung als „Entsendung“ bezeichnet . 

 Eine Abordnung im Rahmen der Ausbildung ist 
auch die in § 15 Absatz 3 BRKG behandelte Zuwei-
sung von Beamtinnen und Beamten auf Widerruf im 
Vorbereitungsdienst zum Zwecke ihrer Ausbildung 
zu einer Ausbildungsstelle an einem anderen Ort als 
dem bisherigen Dienst- oder Wohnort; sie wird auch 
als „Ausbildungsabordnung“ bezeichnet . Diese Zu-
weisung ist mithin der Abordnung mit der Folge 
gleichgestellt, dass die Zugewiesenen dem Grunde 
nach einen Rechtsanspruch auf die Gewährung von 
Trennungsgeld haben .

 Bei Aus- oder Fortbildungsmaßnahmen, die über-
wiegend im privaten Interesse liegen, besteht kein 
Anspruch auf Gewährung von Trennungsgeld; auf 
die reisekostenrechtlichen Regelungen des § 11 Ab-
satz 4 BRKG wird hingewiesen .

1 .2 .7  Zuweisung nach § 20 BeamtStG

 § 20 BeamtStG regelt die Fälle, in denen den Beam-
tinnen und Beamten in den Ländern vorübergehend 
ganz oder teilweise eine ihrem Amt entsprechende 
Tätigkeit bei einer anderen Stelle als einer Dienst-
stelle (Einrichtungen ohne Dienstherrneigenschaft) 
zugewiesen werden kann . Da das Beamtenstatus-
gesetz unmittelbar für die Beamtinnen und Beamten 
der Länder gilt, erübrigt sich eine entsprechende Be-
stimmung im LBG .

 Für Tarifbeschäftigte ist die Zuweisung allgemein in 
§ 4 Absatz 2 TVöD-V in Verbindung mit der Proto-
kollerklärung zu § 4 Absatz 2 TVöD-V beziehungs-
weise § 4 Absatz 2 TV-L in Verbindung mit der Pro-
tokollerklärung zu § 4 Absatz 2 TV-L geregelt . Für 
sonstige Berechtigte des öffentlichen Dienstes sind 
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die jeweiligen tarif- oder einzelvertraglichen Rege-
lungen zu beachten . Zu beachten ist ferner, dass die 
tarifrechtliche Zuweisung keine einseitige Anord-
nung des Arbeitgebers ist, sondern stets die einver-
nehmliche Änderung des Arbeitsvertrages erfordert .

1 .2 .8 Vorübergehende Zuteilung aus dienstlichen Gründen 
zu einem anderen Teil der Beschäftigungsbehörde

 Hierzu gehört auch die zeitweilige Umsetzung ge-
mäß § 28 LBG . 

 Bei einer Umsetzung aus persönlichen Gründen der 
oder des Berechtigten darf weder Umzugskostenver-
gütung zugesagt noch Trennungsgeld gewährt wer-
den . 

1 .2 .9 Vorübergehende dienstliche Tätigkeit bei einer ande-
ren Stelle als einer Dienststelle

 Eine „andere Stelle als eine Dienststelle“ ist eine pri-
vatrechtliche oder öffentlich-rechtliche Stelle außer-
halb des deutschen öffentlichen Dienstes, beispiels-
weise ein kommunaler Eigenbetrieb oder ein Indust-
riebetrieb .

 Die Vorschrift erfasst auch die Teilnehmenden an 
dienstlich angeordneten Aus- oder Fortbildungsmaß-
nahmen, die nicht abgeordnet werden können, weil 
die Veranstaltung nicht bei einer Dienststelle stattfin-
det . Die Teilnehmenden werden dann angewiesen, 
dort an der Aus- oder Fortbildungsveranstaltung teil-
zunehmen (Anweisung zur Teilnahme) . 

1 .2 .10 Aufhebung oder Beendigung einer Maßnahme nach 
den Nummern 6 bis 9 nach einem Umzug mit Zusage 
der Umzugskostenvergütung

 Dienstliche Maßnahmen im Sinne dieser Vorschrift 
sind beispielsweise die

- förmliche Aufhebung einer unbefristeten oder 
- förmliche vorzeitige Aufhebung einer befristeten 

als auch 
- durch Zeitablauf faktische Aufhebung (= Beendi-

gung) einer befristeten Abordnung . 

 Aus Anlass der Aufhebung oder Beendigung einer 
Abordnung wird Trennungsgeld nur gewährt, wenn 
die oder der Berechtigte anlässlich der Abordnung 
mit Zusage der Umzugskostenvergütung nach § 4 
Absatz 1 Nummer 2 bis 4 des Bundesumzugskosten-
gesetzes (BUKG) umgezogen war, das heißt, dass für 
diesen Umzug auch Umzugskostenvergütung ge-
währt worden ist . 

 Kehrt die oder der Berechtigte nach einer Abordnung 
ohne Zusage der Umzugskostenvergütung an den 
bisherigen, bei einer Kette von Maßnahmen nach § 1 

Absatz 2 TGV an den ursprünglichen Dienstort zu-
rück, so darf Trennungsgeld nicht gewährt werden, 
und zwar auch dann nicht, wenn die oder der Berech-
tigte in der Zwischenzeit aus persönlichen Gründen 
an einen anderen Ort umgezogen ist .

 Vorgenanntes gilt entsprechend für die anderen 
dienstlichen Maßnahmen nach den Nummern 7 bis 9 
anlässlich deren Aufhebung oder Beendigung .

1 .2 .11 Versetzung mit Zusage der Umzugskostenvergütung 
nach § 4 Absatz 2 Nummer 3 des Bundesumzugskos-
tengesetzes

 - Bleibt frei -

1 .2 .12 Einstellung mit Zusage der Umzugskostenvergütung

1 .2 .12 .1 In Fällen der Einstellung (§ 1 Absatz 2 Nummer 12 
und 13 TGV) hat die oder der Berechtigte weder ei-
nen „bisherigen“ noch einen „neuen“ Dienstort im 
Sinne des Trennungsgeldrechts . Trennungsgeld kann 
- wenn überhaupt - deshalb in sinngemäßer Anwen-
dung nur gewährt werden, wenn die oder der einge-
stellte Beschäftige nicht am (Einstellungs-)Dienstort 
und nicht im Einzugsgebiet wohnt .

1 .2 .12 .2 Die Einstellung ist 

- eine Ernennung zur Begründung eines Beamten- 
oder Richterverhältnisses oder

- die Begründung eines Arbeitsverhältnisses durch 
Abschluss eines Arbeitsvertrages .

1 .2 .12 .3 Die Zusage der Umzugskostenvergütung anlässlich 
der Einstellung kann nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 
BUKG in entsprechender Anwendung des § 3 Absatz 1 
Nummer 1 BUKG erteilt werden . Da es sich hier um 
eine Kann-Bestimmung handelt, ist in jedem Einzel-
fall nach pflichtgemäßem Ermessen zu prüfen, ob die 
Umzugskostenvergütung - mit Rückzahlungsver-
pflichtung nach Maßgabe des § 5 Absatz 3 BUKG - 
zugesagt werden darf .

 Bei dieser Ermessensentscheidung sind die Textzif-
fern 4 .1 .1 und 4 .1 .2 der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zum Bundesumzugskostengesetz (BUKGVwV) 
zu beachten . 

 Bei Einstellungen kann die Umzugskostenvergütung 
zugesagt werden, wenn

- ein dringendes dienstliches Interesse an der Ge-
winnung der Bewerberin oder des Bewerbers be-
steht, eine Bewerberin oder ein Bewerber mit 
entsprechender Qualifikation am Dienstort ein-
schließlich seines Einzugsgebietes nicht zur Ver-
fügung steht und die Befriedigung des dringen-
den dienstlichen Interesses nicht auf andere Wei-
se erreicht werden kann und daneben
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- die Bewerberin oder der Bewerber im Landes-
dienst bleibt und der Umzug an den Einstellungs-
ort unter Berücksichtigung der dortigen Verwen-
dungsdauer wirtschaftlicher als eine Trennungs-
geldgewährung ist (dies gilt insbesondere bei 
Unverheirateten ohne Wohnung im Sinne des  
§ 10 Absatz 3 BUKG) .

 Bei der Einstellung mit Zusage der Umzugskosten-
vergütung besteht ein Rechtsanspruch auf Tren-
nungsgeld dem Grunde nach . 

1 .2 .13 Einstellung ohne Zusage der Umzugskostenvergü-
tung bei vorübergehender Dauer des Dienstverhält-
nisses, der vorübergehenden Verwendung am Ein-
stellungsort oder während der Probezeit

1 .2 .13 .1 Die Gewährung von Trennungsgeld in den genann-
ten Fällen soll nicht die Regel sein . Deshalb bedarf es 
in diesen Fällen der Zustimmung der obersten 
Dienstbehörde oder der von ihr ermächtigten nach-
geordneten Behörde . Trennungsgeld ist nur aus-
nahmsweise zu gewähren, wenn unter anderem ein 
dringendes dienstliches Interesse oder Bedürfnis an 
der Einstellung gegeben ist . Textziffer 1 .2 .12 .1 ist zu 
beachten . 

1 .2 .13 .2 Die Feststellung, ob die Dauer des Dienstverhältnis-
ses oder die Verwendung am Einstellungsort 
„vorüber gehend“ ist, bestimmt sich nach den Um-
ständen des Einzelfalles . Allgemein ist davon auszu-
gehen, dass die Besetzung eines Dienstpostens/ 
Arbeitsplatzes für die Dauer von mindestens zwei 
Jahren als nicht mehr vorübergehend angesehen wer-
den kann . Dauert das Dienst-/Beschäftigungsverhält-
nis länger als zunächst angenommen, sollte unter 
dem Gesichtspunkt möglichst sparsamer Verwen-
dung von Haushaltsmitteln (Kostenvergleichs-
berechnung), aber auch unter Berücksichtigung der 
dienstlichen Belange und persönlichen Verhältnisse 
der eingestellten Bewerberin oder des eingestellten 
Bewerbers geprüft werden, ob die Umzugskosten-
vergütung zugesagt werden kann . 

 Hinsichtlich der „Zusage der Umzugskostenvergü-
tung bei dienstlichen Maßnahmen im Inland“ wird 
auf den Erlass des Ministeriums der Finanzen vom 
20 . Mai 1997 (ABl . S . 531), der zuletzt durch das 
Rundschreiben - 45-FD 2794 .2/2015#01 - vom 19 . Fe-
bruar 2015 (im Amtsblatt nicht veröffentlicht) geän-
dert worden ist, verwiesen .

1 .2 .13 .3 Trennungsgeld während der Probezeit kommt nur 
dann in Betracht, wenn nach deren Ablauf die Zusage 
der Umzugskostenvergütung erteilt beziehungsweise 
wirksam wird . 

1 .2 .14 Räumung einer Dienstwohnung auf dienstliche Wei-
sung

 - Bleibt frei -

1 .3 Zu Absatz 3
 (§ 3 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c BUKG)

1 .3 .0 Als Einzugsgebiet wird die nähere räumliche Umge-
bung des Dienstortes bezeichnet . Auf Grund landes-
beamtenrechtlicher Verweisung auf das Bundesrecht  
(§ 63 Absatz 1 LBG) ist dieser Bereich auf eine Ent-
fernung von weniger als 30 Kilometer zwischen der 
neuen Dienststätte des Bediensteten und seiner Woh-
nung begrenzt mit der Folge, dass bei Maßnahmen 
nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 5 und Nummer 10 
bis 13 TGV erst dann eine trennungsgeldrechtliche 
Erstattung dienstlich veranlasster Aufwendungen er-
folgt, wenn bei einem Dienstortwechsel aus dienstli-
chem Anlass diese Entfernung erreicht oder über-
schritten wird . Für geringere Entfernungen sind da-
her trennungsgeldrechtliche Entschädigungsregelun-
gen nicht erforderlich, weil insofern nur üblicher, der 
allgemeinen Lebensführung zuzurechnender Auf-
wand vorliegt und ein dienstlich bedingter Mehrauf-
wand deshalb nicht anerkannt zu werden braucht .

 Bei vorübergehenden Personalmaßnahmen nach § 1 
Absatz 2 Nummer 6 bis 9, 14 TGV wird auch dann 
Trennungsgeld gewährt, wenn sich die Wohnung der 
oder des Berechtigten im Einzugsgebiet der neuen 
Dienststätte befindet.

1.3.1 Befindet sich die Wohnung der oder des Berechtigten 
im Einzugsgebiet des neuen Beschäftigungsortes, 
darf auf Grund einer dienstlichen Maßnahme nach § 1 
Absatz 2 Nummer 1 bis 5 und Nummer 10 bis 13 
TGV Trennungsgeld nicht gewährt werden (Aus-
schluss-Tatbestand) . Dies gilt auch dann, wenn die 
tägliche Rückkehr zum Wohnort nach § 3 Absatz 1 
Satz 2 TGV nicht zuzumuten wäre . Hingegen wird 
bei vorübergehenden Maßnahmen (§ 1 Absatz 2 
Nummer 6 bis 9, 14 TGV), soweit die übrigen Vor-
aussetzungen vorliegen, Trennungsgeld auch dann 
gewährt, wenn die derzeitige Wohnung im Einzugs-
gebiet des neuen (vorübergehenden) Dienstortes liegt .

 Die Reisekostenvergütung für die notwendigen 
Dienstreisen (Dienstantrittsreise/Dienstrückreise) aus 
Anlass einer Abordnung oder einer sonstigen vorüber-
gehenden Maßnahme nach § 1 Absatz 2 Nummer 6 
bis 9 TGV von mehr als zwei Tagen Dauer richtet 
sich ausschließlich nach § 11 Absatz 1 Satz 1 BRKG . 
Eine Umgehung des trennungsgeldrechtlichen Aus-
schluss-Tatbestandes durch „Anordnung von eintägi-
gen Abordnungen mit täglicher Rückkehr zur Woh-
nung“ und somit Erstattung der Mehraufwendungen 
für Verpflegung durch Gewährung eines möglichen 
Tagegeldes nach § 6 BRKG ist nicht zulässig .

 Bei der Teilnahme an Lehrgängen im Inland (verglei-
che Textziffer 1 .2 .6 .4 „Ausbildungsabordnung“) be-
stimmt sich die reisekosten- und trennungsgeldrecht-
liche Abfindung nach dem Rundschreiben des Minis-
teriums der Finanzen vom 11 . August 2005 (ABl .  
S . 898), das zuletzt durch Rundschreiben vom 25 . No-
vember 2020 (ABl . S . 1360) geändert worden ist .
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1 .3 .2 Die Gewährung von Trennungsgeld kommt nur in 
Betracht, wenn

- bei Maßnahmen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 
13 TGV der neue Dienst-/Beschäftigungsort ein 
anderer als der bisherige Dienst-/Beschäfti-
gungsort ist und

- bei Maßnahmen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 
5 sowie Nummer 10 bis 13 TGV die Wohnung 
der oder des Berechtigten nicht im Einzugsgebiet 
des neuen Dienstortes liegt .

1 .3 .3 Dienstort ist der Ort, an dem die Behörde oder stän-
dige Dienststelle/Dienststätte, bei der die oder der 
Berechtigte tatsächlich beschäftigt ist, ihren Sitz hat . 
Als Sitz gilt der Bereich der jeweiligen politischen  
- im Regelfall durch Ortstafeln gekennzeichneten - 
Gemeinde . Erstreckt sich eine Behörde oder Dienst-
stelle in Räumlichkeiten und Anlagen über mehrere 
Gemeinden, ist die Gemeinde entscheidend, in der 
sich die Leitung der Behörde oder ständige Dienst-
stelle befindet. 

1 .3 .4 Das Einzugsgebiet bestimmt sich auf Grund landes-
beamtenrechtlicher Verweisung auf Bundesrecht 
nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c BUKG . 
Danach liegt die Wohnung der oder des Berechtigten 
im Einzugsgebiet, wenn sie auf einer üblicherweise 
befahrenen Strecke weniger als 30 km von der  
neuen Dienststelle/Dienststätte entfernt ist oder im 
neuen Dienstort liegt .

1 .3 .5 Für die Ermittlung der - einfachen - Entfernung (Ent-
fernungskilometer) wird die kürzeste verkehrsübli-
che Strecke von der Wohnung zur Dienststätte ohne 
Rücksicht auf den Zeitaufwand zugrunde gelegt . 
Eine zwangsläufige Überschreitung einer Länder-
grenze im Inland (beispielsweise Brandenburg-Ber-
lin) ist ohne Belang . 

 Üblicherweise befahrene Strecken sind alle Ver-
kehrswege, auf denen die Dienststelle/Dienststätte 
mit regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln 
oder mit privaten Kraftfahrzeugen erreicht werden 
kann . Dabei kommt es nicht darauf an, welchen Ver-
kehrsweg die oder der Berechtigte persönlich be-
nutzt . 

1 .3 .6 Im Falle des Verzichts auf die Zusage der Umzugs-
kostenvergütung bei Maßnahmen nach § 1 Absatz 2 
Nummer 1 bis 5 TGV ist die trennungsgeldrechtliche 
Abfindung durch § 5 Absatz 2 TGV auf Reisebeihil-
fen für Heimfahrten auf die Dauer eines Jahres be-
grenzt . Dies gilt auch für Berechtigte, die verzichtet 
haben und zwischen ihrem neuen Dienstort und ihrem 
bisherigen Wohnort arbeitstäglich pendeln (verglei-
che amtliche Begründung zu § 12 Absatz 4 BUKG) .

1 .4 Zu Absatz 4

 - Bleibt frei -

2 Zu § 2  - Trennungsgeld nach Zusage der Umzugs-
kostenvergütung - 

2 .1 Zu Absatz 1

2 .1 .0 Bei zugesagter Umzugskostenvergütung darf Tren-
nungsgeld nur gewährt werden,

- wenn die oder der Berechtigte uneingeschränkt 
umzugswillig ist und 

- solange wegen Wohnungsmangels im Einzugs-
gebiet (vergleiche Textziffer 1 .3 .0) nicht umge-
zogen werden kann

 und daneben die sonstigen allgemeinen Vorausset-
zungen in den übrigen Vorschriften der Trennungs-
geldverordnung erfüllt sind .

2 .1 .1 Uneingeschränkte Umzugswilligkeit

2 .1 .1 .1 Die uneingeschränkte Umzugswilligkeit als innere 
Einstellung kann naturgemäß nur durch schlüssiges 
Handeln bewiesen und durch Indizien festgestellt wer-
den . Hierfür sind dem Dienstherrn/Arbeitgeber geeig-
nete Unterlagen vorzulegen . Aus ihnen muss sich 

- der Wille, eine neue Wohnung am Dienstort und 
seinem Einzugsgebiet zu finden, sowie 

- das ständige, erkennbare Bemühen hierum un-
ter Ausschöpfung aller Möglichkeiten

 ergeben .

2 .1 .1 .2 Als ernsthafte Bemühungen kommen allgemein in 
Betracht:

- Aufgeben von mindestens einer Wohnungssuch-
anzeige (Internetportal, Tageszeitung etc .),

- Auswerten von mindestens zwei Wohnungsange-
boten,

- Vorsprechen bei kommunalen Wohnungsvermitt-
lungsstellen oder gemeinnützigen Wohnungs-
baugesellschaften,

- Beauftragung einer Immobilienvermittlung,
- Inanspruchnahme der Wohnungsfürsorge des 

Dienstherrn/Arbeitgebers .

2 .1 .1 .3 Die Anforderungen an die Bemühungen dürfen je-
doch nicht überspannt werden . So liegen intensive 
Wohnungsbemühungen auch vor, wenn die oder der 
Berechtigte die eine oder andere Art der Bemühun-
gen vernachlässigt, jedoch die im jeweiligen Ein-
zugsgebiet am meisten erfolgversprechenden Maß-
nahmen mit besonderer Intensität verfolgt . Bei der 
Bewertung der Wohnungsbemühungen sind auch 
zusätzliche Initiativen - beispielsweise Einschalten 
von Kolleginnen und Kollegen, Bekannten - zuguns-
ten der oder des Berechtigten zu berücksichtigen .

2 .1 .1 .4 Die Wohnungsbemühungen müssen umgehend nach 
Dienstantritt beziehungsweise nach Wirksamwerden 
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der Zusage der Umzugskostenvergütung einsetzen 
und jeweils mit dem Antrag auf Weiterbewilligung 
von Trennungsgeld für den abgelaufenen Bewilli-
gungszeitraum nachgewiesen werden . Der jeweili-
gen Bewilligungs- beziehungsweise Abrechnungs-
stelle steht es frei, entsprechende Nachweise in kür-
zeren Abständen von der oder dem Berechtigten zu 
fordern, wenn dazu Veranlassung besteht . Wird der 
Erstbewilligungsantrag erst später als zwei Wochen 
nach Dienstantritt beziehungsweise nach Wirksam-
werden der Zusage der Umzugskostenvergütung ge-
stellt, müssen die ersten Wohnungsbemühungen be-
reits mit diesem Antrag belegt sein . 

2 .1 .2 Vermutung des Wegfalls des Umzugswillens

2 .1 .2 .1 Die derzeitige Wohnung liegt näher zum neuen als 
zum bisherigen Dienstort .

 In Fällen, in denen der neue Dienstort auf der Strecke 
zwischen dem derzeitigen Wohnort und dem bisheri-
gen Dienstort liegt, kann davon ausgegangen werden, 
dass eine Bereitschaft zu einem Umzug an den neuen 
Dienstort einschließlich seines Einzugsgebietes nicht 
besteht, sofern nicht ganz besondere Umstände, an 
deren Nachweis strenge Anforderungen zu stellen 
sind, eindeutig für die Umzugswilligkeit sprechen .

2 .1 .2 .2 Erwerb eines Eigenheims oder einer Eigentumswoh-
nung außerhalb des Einzugsgebietes des neuen 
Dienstortes .

 In diesen Fällen muss der Wegfall der uneinge-
schränkten Umzugswilligkeit in aller Regel vermutet 
werden . Die Trennungsgeldzahlung ist mit Ablauf 
des Tages einzustellen, an dem die Erwerbsabsicht 
besteht (vergleiche § 8 Absatz 1 TGV) .

2 .1 .2 .3 Fehlender Umzugswille der Ehe-/Lebenspartnerin 
oder des Ehe-/Lebenspartners

 Grundsätzlich wird der Trennungsgeldanspruch der 
oder des Berechtigten durch fehlende Umzugsbereit-
schaft der Ehe-/Lebenspartnerin oder des Ehe-/Lebens-
partners zwar nicht berührt, in diesem Fall ist aber be-
sonders sorgfältig zu prüfen, ob die oder der Bediens-
tete tatsächlich umzugswillig ist .

2 .1 .3 Entbindung von Wohnungsbemühungen

 Die oder der Berechtigte muss grundsätzlich fort-
während alle Möglichkeiten zur Erlangung einer an-
gemessenen Wohnung ausschöpfen . Während der 
Teilnahme an dienstlichen Maßnahmen außerhalb 
des Einzugsgebietes oder in urlaubs- oder krank-
heitsbedingten Abwesenheitszeiten können nach 
Lage des Einzelfalles persönliche Wohnungsbemü-
hungen nicht verlangt werden .

 Liegen Umzugshinderungsgründe im Sinne des § 2 
Absatz 2 TGV vor, kann auf den Nachweis von 
Wohnungsbemühungen vorübergehend verzichtet 

werden . Sie müssen jedoch rechtzeitig, mindestens 
vier Monate vor Wegfall des Hinderungsgrundes 
(wieder) verstärkt einsetzen . Die oder der Berechtig-
te darf den Umzugswillen anlässlich des Hinderungs-
grundes nicht aufgeben, denn die Hinderungsgründe 
schränken den Umzugswillen nicht ein, sondern hin-
dern nur vorübergehend .

2 .1 .4 Wohnungsmangel

 Der Wohnungsmangel muss am neuen Dienstort und 
seinem Einzugsgebiet bestehen . Hieraus folgt, dass

- die Wohnungssuche sich nur auf diesen Bereich 
zu erstrecken braucht und

- ein Wohnungsmangel außerhalb dieses Berei-
ches bedeutungslos ist .

 Bei der Prüfung der Frage, ob Wohnungsmangel be-
steht, ist der gesamte Wohnungsmarkt am Dienstort 
und in seinem Einzugsgebiet zu berücksichtigen . 

2 .1 .5 Wegfall des Wohnungsmangels

 Auf Grund der Situation auf dem Wohnungsmarkt 
kann davon ausgegangen werden, dass im Regelfall 
innerhalb von drei Monaten nach Dienstantritt bezie-
hungsweise nach Wirksamwerden der Zusage der 
Umzugskostenvergütung eine den familiären Be-
dürfnissen der oder des Berechtigten entsprechende 
Wohnung gefunden wird mit der Folge, dass die Ge-
währungsvoraussetzung „Vorliegen des Wohnungs-
mangels im Einzugsgebiet“ nicht mehr gegeben ist . 

 Der Wohnungsmangel entfällt ohne Rücksicht auf 
den tatsächlichen Umzug mit dem Tag des frühest-
möglichen Bezuges einer angemessenen Wohnung . 
Dieser Tag ist aktenkundig festzustellen und der oder 
dem Berechtigten mitzuteilen .

 Für die Durchführung des Umzuges in diese Woh-
nung kann darüber hinaus eine Vorbereitungszeit von 
regelmäßig 14 Tagen ab dem Zeitpunkt berücksich-
tigt werden, zu dem der endgültig mögliche Bezugs-
termin der Wohnung der oder dem Berechtigten be-
kannt wurde . Bei erfolgreichen Wohnungsbemühun-
gen vor Wirksamwerden der dienstlichen Maßnahme 
rechnet diese Frist ab Dienstantritt . 

 Wurde ein Haus oder eine Wohnung angemietet oder 
gekauft und ist der Einzug objektiv erst nach Ablauf 
der 14-tägigen Vorbereitungsfrist möglich, kann Tren-
nungsgeld bis zum frühestmöglichen Umzugstermin, 
längstens jedoch - entsprechend den Bestimmungen 
des § 4 Absatz 1 BbgTGV (Anspruchszeitraum) - für 
insgesamt drei Monate gewährt werden . 

2 .1 .6 Angemessenheit der Wohnung

 Die Angemessenheit einer Wohnung ist nach den fa-
miliären Bedürfnissen zu bewerten . Dabei ist von der 
bisherigen Wohnungsgröße auszugehen, es sei denn, 
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dass sie in einem erheblichen Missverhältnis zur 
Zahl der im Haushalt lebenden Personen steht . Eine 
der Familiengröße entsprechende Wohnung ist im 
Regelfall gegeben, wenn sie für jede vor und nach 
dem Umzug zum Haushalt der oder des Berechtigten 
gehörende berücksichtigungsfähige Person mindes-
tens ein Zimmer enthält . Die Größe der einzelnen 
Zimmer ist dabei grundsätzlich ohne Belang, sollte 
jedoch nicht unter zehn Quadratmeter Wohnfläche je 
Zimmer sein . Als Zimmer gelten nur Wohn- und 
Schlafräume . 

 Folgende Wohnflächen (einschließlich Küche, Diele, 
Bad und Toilette) und Zimmeranzahl sollen eine Orien-
tierungshilfe sein, mit geringfügigen Abweichungen 
nach oben oder unten (Anhaltswerte ohne Rechts-
anspruch):

- für Alleinstehende
 40 bis 60 qm - 2 Wohnräume,
- bei zwei Familienmitgliedern
 58 bis 72 qm -  2 Wohnräume,
- bei drei Familienmitgliedern
 74 bis 94 qm -  3 Wohnräume,
- bei vier Familienmitgliedern
 86 bis 105 qm -  4 Wohnräume*,
- bei fünf Familienmitgliedern
 100 bis 120 qm - 5 Wohnräume*,
- bei sechs Familienmitgliedern
 115 bis 135 qm -  6 Wohnräume*,
- jede weitere Person 
 plus 10 bis 15 qm -  1 Wohnraum* .

 Eine Wohnung ist angemessen ausgestattet, wenn sie 
dem üblichen Standard entspricht . Dazu gehören 
Zentralheizung sowie Bad und Toilette innerhalb der 
Wohnung . 

 Den familiären Bedürfnissen der oder des Berechtig-
ten entspricht eine ausreichend große Wohnung zu-
dem nur dann, wenn sie nach den Umständen des 
Einzelfalles auch familiengerecht ist . Familienge-
recht ist eine Wohnung, wenn sie nach ihrer Größe 
und Lage, nach Ausmaß und Zuschnitt der Räume 
den Anforderungen entspricht, die erfüllt sein müs-
sen, um der Familie ein Heim zu bieten, das eine ge-
sunde Entwicklung der Familie und eine Entfaltung 
des Familienlebens gewährleistet; dazu gehört auch, 
dass die finanziellen Belastungen für die Familie 
tragbar (zumutbar) sind .

 Hat die oder der Berechtigte besonders große Möbel 
oder umfangreichen Hausrat, müssen Einschränkun-
gen gegenüber den bisherigen Wohnverhältnissen 
hingenommen werden . Die Einlassung, dass eine 
Wohnung nicht so große Räume hat wie die bisherige 
oder nicht so preiswert oder nicht so günstig gelegen 
ist, ist für die Beurteilung der Angemessenheit ohne 

*  Für je zwei Kinder gleichen Geschlechts bis zum vollendeten 14 . Lebensjahr 
und für je zwei Kinder ungleichen Geschlechts bis zum vollendeten 6 . Le-
bensjahr ein Wohnraum .

 Belang, sie indiziert vielmehr eine nicht uneinge-
schränkte Umzugswilligkeit und führt im Regelfall 
zur Versagung des Trennungsgeldes .

2 .1 .7 Angemessene Miethöhe 

2 .1 .7 .1 Die Miethöhe allein ist nicht maßgebend für die Be-
urteilung der Angemessenheit einer Wohnung, je-
doch sind Wohnungen mit im Vergleich zur bisheri-
gen Wohnung unverhältnismäßig hohen Mieten un-
berücksichtigt zu lassen . 

 Eine Wohnung am neuen Dienstort einschließlich des 
Einzugsgebietes ist hinsichtlich der Miethöhe (Netto-
Kaltmiete) als angemessen einzustufen, wenn 

- deren Miete nicht mehr als zehn Prozent über der 
bisherigen Netto-Kaltmiete liegt oder 

- die Miete 25 Prozent des Familiennettoeinkom-
mens nicht übersteigt . Maßgebend ist hier das 
Nettoeinkommen aller der in häuslicher Gemein-
schaft lebenden Familienmitglieder im Zeitpunkt 
der Trennungsgeld-Antragstellung . 

 Als Nettoeinkommen ist die Summe der steuer-
pflichtigen monatlichen Bruttobezüge abzüglich

- der Lohnsteuer,
- des Solidaritätszuschlages und 
- der Kirchensteuer 

 anzusetzen . Neben den einzelnen steuerlichen Be-
standteilen sind hiervon auch die Sozialversiche-
rungsbeiträge in Abzug zu bringen. Den Pflichtbei-
trägen in der Sozialversicherung stehen bei Beamtin-
nen und Beamten sowie bei Richterinnen und Rich-
tern die Beiträge für die private Kranken- und Pflege-
versicherung gleich .

2 .1 .7 .2 Die Miethöhe für eine im Einzugsgebiet familienge-
rechte

- vergleichsweise neu zu errichtende Landes-/
Bundesdarlehenswohnung,

- vorhandene Landesmietwohnung oder Landes-
darlehenswohnung oder im Besetzungsrecht des 
Landes stehende Bundesmiet-/Bundesdarlehens-
wohnung,

- Wohnung, die mit Bundes-/Landesmitteln geför-
dert wurde und im Besetzungsrecht des Bundes 
oder des Landes steht,

 ist immer zumutbar .

2 .1 .8 Ist lediglich die oder der Berechtigte ohne die zur 
häuslichen Gemeinschaft gehörenden Personen (§ 2 
Absatz 2 Nummer 1 TGV) bereit, an den neuen 
Dienstort umzuziehen, ist das Trennungsgeld bis zur 
Beziehbarkeit einer ausschließlich für die oder den 
Berechtigten angemessenen Wohnung zu gewähren . 
Die Höhe des Trennungstagegeldes richtet sich auch in 
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diesen Fällen nach § 3 Absatz 2 TGV, wenn die dortig 
genannten und sonstigen Voraussetzungen erfüllt sind .

2 .1 .9 Die Erstbewilligung von Trennungsgeld soll allge-
mein für einen Monat, soweit eine angemessene 
Wohnung auf Grund der örtlichen Wohnungsmarkt-
lage innerhalb dieses Zeitraumes erfahrungsgemäß 
voraussichtlich nicht erlangbar ist für längstens zwei 
Monate ausgesprochen werden . Die Weiterbewilli-
gung ist unter Beachtung des § 4 Absatz 1 und Absatz 2 
Satz 1 BbgTGV für einen Zeitraum vorzunehmen, 
den die oder der umzugswillige Berechtigte bei ent-
sprechenden Bemühungen zur Erlangung einer Woh-
nung voraussichtlich benötigt . Im Übrigen erfolgt die 
Weitergewährung des Trennungsgeldes bis zum Zeit-
punkt der Behebung des Wohnungsmangels, längs-
tens bis zum Ablauf des Anspruchszeitraumes nach  
§ 4 Absatz 1 Satz 1 BbgTGV, oder - in Fällen des § 4 
Absatz 3 Nummer 2 BbgTGV - bis zum Ablauf des 
Umzugshinderungsgrundes (vergleiche Textziffer 2 .2) .

2 .1 .10 Sonderregelung für unverheiratete Berechtigte ohne 
Wohnung

2 .1 .10 .1 Erfüllt eine Wohnung nicht die Voraussetzungen des 
§ 10 Absatz 3 BUKG, gilt der Wohnungsmangel mit 
dem möglichen Bezug eines möblierten Zimmers 
oder einer bereitgestellten Gemeinschaftsunterkunft 
als behoben . Gleiches gilt, wenn Unverheiratete zwar 
eine Wohnung besitzen, diese aber nicht berücksich-
tigt wird, weil die Wohnung wegen ihrer Entfernung 
zum letzten Dienstort nur gelegentlich genutzt wur-
de . (Anmerkung: Für eingetragene Lebenspartner-
schaften ist diese Textziffer nicht anzuwenden .)

2 .1 .10 .2  Eine Gemeinschaftsunterkunft muss den bau-, ge-
sundheits-, brand- und unfallschutzrechtlichen Vor-
schriften entsprechen . Die Mindestbedingungen für 
den Betrieb von Gemeinschaftsunterkünften sind 
dem Runderlass des Ministeriums für Arbeit, Sozia-
les, Gesundheit und Familie vom 8 . März 2006 (ABl . 
S . 283) zu entnehmen .

2 .2 Zu Absatz 2 - Umzugshinderungsgründe -

2 .2 .1 Eine vorübergehende schwere Erkrankung recht-
fertigt eine Umzugsverzögerung nur dann, wenn der 
oder dem Betroffenen das Verlassen der Wohnung 
wegen der Art und Schwere der Krankheit nicht mög-
lich ist . Auch eine durch Unfall verursachte schwere, 
den Umzug vorübergehend hindernde, gesundheitli-
che Beeinträchtigung der oder des Berechtigten be-
ziehungsweise einer oder eines berücksichtigungs-
fähigen Familienangehörigen ist als Hinderungs-
grund anzusehen .

 Eine Gesundheitsstörung, die lediglich eine ärztliche 
ambulante Behandlung erfordert, jedoch eine Reise-
unfähigkeit nicht bewirkt, ist nicht anerkennungs-
fähig . Das Vorliegen einer vorübergehenden schwe-
ren gesundheitlichen Beeinträchtigung mit Reise-
unfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer sind 
durch eine aussagekräftige ärztliche, gegebenenfalls 

fachärztliche Bescheinigung nachzuweisen . Die Kos-
ten hierfür hat die oder der Berechtigte zu tragen .

2 .2 .2 Die Schul- oder Berufsausbildung eines Kindes 
kann nicht als Hinderungsgrund angesehen werden, 
wenn das Kind außerhalb der Wohnung der oder des 
Berechtigten lebt (beispielsweise eigene Wohnung/
Unterkunft des Kindes, Internat, Heim) und/oder er-
kennbar ist, dass das Kind nicht mit der oder dem 
Berechtigten umziehen wird .

 Das unterrichtsmäßige Schuljahr endet mit dem 
letzten Schultag vor dem Beginn der jeweiligen 
Sommerferien; das letzte Schuljahr endet mit dem 
letzten Prüfungstag . Ist im unmittelbaren Anschluss 
an eine nicht bestandene Prüfung eine Nachprüfung 
erforderlich, ist der letzte Tag der Nachprüfung maß-
gebend . Besteht das Kind die Abschlussprüfung (Abi-
tur) am Ende der Jahrgangsstufe 13 nicht, kann für 
das zu wiederholende Schuljahr ein erneuter Hin-
derungsgrund nicht anerkannt werden .

 Hat das Kind die Abschlussprüfung in der 12 . Jahr-
gangsstufe abzulegen, kann der Besuch der Jahr-
gangsstufen 11 und 12 durchgehend als Hinderungs-
grund anerkannt werden .

 Ein Umzugshinderungsgrund liegt grundsätzlich nicht 
vor, wenn das neue Schuljahr zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der dienstlichen Maßnahme am bis-
herigen Dienstort, jedoch noch nicht am neuen 
Dienstort begonnen hat und der zeitliche Abstand ver-
gleichsweise gering ist . Als vergleichsweise gering ist 
hier ein Zeitraum von einem Monat anzusehen .

 Als Hinderungsgründe können insbesondere nach-
stehende Ausbildungen nicht anerkannt werden:

- Hochschul-/Fachhochschulstudium oder
- Vorbereitungsdienst als Beamtin oder Beamter 

auf Widerruf .

2 .2 .3 Liegen zum Zeitpunkt des Wegfalls des Wohnungs-
mangels oder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der dienstlichen Maßnahme mehrere Hinderungs-
gründe vor, ist der am längsten dauernde Grund zu 
berücksichtigen .

2 .3 Zu Absatz 3

2 .3 .1 Der Vorwegumzug ist ein Umzug an den neuen 
Dienstort oder dessen Einzugsgebiet vor dem Wirk-
samwerden der dienstlichen Maßnahme . Er bedarf 
keiner Begründung . 

 Praktische Anwendungsfälle sind beispielsweise: 

- rechtzeitige Einschulung eines Kindes,
- Erlangung einer Mietwohnung zu einer preis-

günstigen Miete oder in einer günstigen Lage,
- Kauf eines Eigenheims oder einer Eigentums-

wohnung .
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 Trennungsgeld darf längstens für sechs Monate für 
die dem Dienstantritt vorausgehende Zeit gewährt 
werden, dies gilt auch dann, wenn der Umzug mehr 
als sechs Monate vor dem Wirksamwerden der 
dienstlichen Maßnahme durchgeführt wird (§ 2 Ab-
satz 3 TGV) . Trennungsreisegeld steht nicht zu, da 
die Voraussetzung nach § 3 Absatz 1 Satz 1 TGV  
(„... nach beendeter Dienstantrittsreise ...“) hier 
nicht erfüllt ist . Die schriftliche Mitteilung über die 
Zusage der Umzugskostenvergütung muss vor 
Durchführung des (Vorweg-)Umzuges ausgehändigt 
worden sein . Wird der Vorwegumzug an einen Ort 
außerhalb eines Gebietes von 30 Kilometern und 
mehr zur neuen Dienststelle/Dienststätte durchge-
führt, darf Trennungsgeld nicht gewährt werden (Er-
mittlung der Entfernung vergleiche Textziffer 1 .3 .5) .

2 .3 .2 Die Wohnung, in die die oder der Berechtigte den 
Vorwegumzug durchführt, muss eine Wohnung sein, 
in der ein dauerhaftes Verbleiben beabsichtigt ist . Es 
darf sich mithin nicht um eine vorläufige Wohnung 
im Sinne des § 11 Absatz 1 BUKG handeln, die die 
oder der Berechtigte nur vorübergehend bezieht, weil 
sie für die Familie nicht angemessen ist .

2 .4 Zu Absatz 4

 Die Aufhebung der Zusage der Umzugskostenvergü-
tung nach ihrem Wirksamwerden erfasst sowohl die 
Rücknahme einer rechtswidrigen als auch den Wi-
derruf einer rechtmäßigen Zusage (§ 1 Absatz 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Bran-
denburg [VwVfGBbg] in Verbindung mit § 48 bezie-
hungsweise § 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
[VwVfG]) . Erfolgt die Aufhebung außerhalb eines 
Rechtsbehelfsverfahrens (§ 1 Absatz 1 VwVfGBbg in 
Verbindung mit § 79 VwVfG), wird hierdurch ein 
Trennungsgeldanspruch nicht begründet . Wird die Zu-
sage der Umzugskostenvergütung in einem Rechtsbe-
helfsverfahren aufgehoben, so ist Trennungsgeld so zu 
gewähren, als ob die Zusage nicht erteilt worden wäre .

 Sofern die Trennungsgeldzahlung wegen des Weg-
falls der Gewährungsvoraussetzungen nach § 2 Ab-
satz 1 TGV (uneingeschränkte Umzugswilligkeit, 
Wohnungsmangel) eingestellt worden ist, löst eine 
spätere Aufhebung der Zusage der Umzugskosten-
vergütung einen neuen Trennungsgeldanspruch nicht 
aus .

3 Zu § 3   - Trennungsgeld beim auswärtigen Ver-
bleiben -

3 .1 Zu Absatz 1 in Verbindung mit § 2 Absatz 1 Satz 1 
BbgTGV

3 .1 .1 Nach § 2 Absatz 1 Satz 1 BbgTGV wird Trennungs-
reisegeld für die ersten sieben Tage nach beendeter 
Dienstantrittsreise gewährt . Die oberste Dienstbehör-
de kann bei Vorliegen triftiger Gründe diesen Zeit-
raum um bis zu weitere sieben Tage verlängern . Der 
Zustimmungsvorbehalt der obersten Dienstbehörde 

zeigt, dass die Verlängerung des Trennungsreisegel-
des nicht der Regelfall sein soll .

3 .1 .2 Während des Anspruchs auf Trennungsreisegeld fin-
den die Vorschriften des Bundesreisekostengesetzes 
uneingeschränkte Anwendung . Das bezieht sich auch 
auf die Kürzungsfolgen des § 6 Absatz 2 und des § 7 
Absatz 2 BRKG bei Bereitstellung unentgeltlicher 
Verpflegung und Unterkunft des Amtes wegen.

3 .1 .3 Beträgt die Abwesenheit von der Wohnung am 
Wohnort an (Heimfahrt-)Reisetagen (beispielsweise: 
Freitag oder Montag) weniger als acht Stunden, wird 
Tagegeld nicht gezahlt; bei einer Abwesenheitsdauer 
(von der Wohnung am Wohnort) von acht Stunden 
und mehr richtet sich die Höhe des Tagegeldes nach 
§ 6 BRKG .

3 .1 .4 Bei (Heimfahrt-)Reisen an den Wohnort stehen für 
die Dauer des Aufenthalts an diesem Ort Tage- und 
Übernachtungsgeld nicht zu (§ 6 Absatz 1 Satz 2 und 
§ 8 Satz 4 BRKG) .

3 .1 .5  Während des Bezuges von Trennungsreisegeld sind 
Auslagen, die durch Fahrten zwischen der auf Grund 
der dienstlichen Maßnahme bezogenen Unterkunft 
und der neuen Dienststätte entstehen, nach den §§ 4 
und 5 BRKG im notwendigen Umfang erstattungs-
fähig . Der Anspruch besteht unabhängig davon, ob es 
sich um eine entgeltliche oder eine des Amtes wegen 
unentgeltliche Unterkunft handelt .

3 .1 .6 Die tägliche Rückkehr zum Wohnort (Wohnung) ist 
regelmäßig auch dann zumutbar, wenn die Zeitgren-
zen des § 3 Absatz 1 Satz 2 TGV nur an einzelnen 
Arbeitstagen im Monat überschritten werden . Bei 
gleitender Arbeitszeit ist von der Regelarbeitszeit 
auszugehen (beispielsweise von 7 .30 bis 16 Uhr) . In 
diesem Zusammenhang kommt es nicht darauf an, 
wann die oder der Berechtigte die Wohnung morgens 
verlassen muss . Bei gleitender Arbeitszeit, wonach 
der Dienst regelmäßig zu einem früheren oder späte-
ren Zeitpunkt beginnt als nach der Regelarbeitszeit 
vorgegeben, ist von ihrem oder seinem Verhalten 
ausgehend die Zumutbarkeit der täglichen Rückkehr 
zu prüfen . Hiervon ist abzusehen, wenn sich Anhalts-
punkte eines rechtsmissbräuchlichen Verhaltens er-
geben . Dies ist beispielsweise der Fall, wenn verhal-
tensbedingt die maßgeblichen Zeitgrenzen geringfü-
gig (bis zu plus 15 Minuten) überschritten werden .

3 .1 .7 Der in § 3 Absatz 1 Satz 3 TGV aus dem Einkom-
mensteuerrecht übernommene Begriff „Beschäfti-
gungsort“ ist mit dem im übrigen Trennungsgeld-
recht weiterverwendeten Begriff „Dienstort“ inhalt-
lich gleich zu verstehen .

3 .2 Zu Absatz 2

3 .2 .1 § 3 Absatz 2 Satz 1 TGV gilt für Maßnahmen mit 
Zusage der Umzugskostenvergütung . Voraussetzung 
für die Gewährung von Trennungstage- und Tren-
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nungsübernachtungsgeld (§ 3 Absatz 2 TGV) bei 
zugesagter Umzugskostenvergütung ist, dass die 
oder der Berechtigte eine Wohnung oder eine Unter-
kunft am bisherigen Wohnort beibehält . „Beibehal-
ten“ bedeutet, dass die oder der Berechtigte noch die 
Verfügungsgewalt über die Wohnung innehat und 
Aufwendungen für sie (beispielsweise Miete) zu tra-
gen hat . 

 Als Nachweis für das Beibehalten der Wohnung/Un-
terkunft am bisherigen Wohnort ist eine formlose Er-
klärung der oder des Berechtigten als ausreichend 
anzusehen .

3 .2 .2 § 3 Absatz 2 Satz 2 TGV gilt für Maßnahmen ohne 
Zusage der Umzugskostenvergütung und legt fest, 
dass ein Trennungsgeldanspruch weiterbesteht, wenn 
die oder der Berechtigte während des Bezuges von 
Trennungsgeld die Wohnung am bisherigen Wohnort 
aufgibt, also auf eigene Kosten umzieht und die neue 
Wohnung nicht am neuen Dienstort und auch nicht 
im Einzugsgebiet liegt . Allerdings müssen weiterhin 
mehrere Haushalte geführt werden . Der letzte Halb-
satz (Beachtung des § 7 Absatz 2 TGV) weist ledig-
lich darauf hin, dass nach einem Umzug ein höheres 
Trennungsgeld nicht gezahlt werden kann als vorher . 

 Als Wohnungsnachweis ist auch hier eine formlose 
Erklärung der oder des Berechtigten als ausreichend 
anzusehen .

3 .2 .3 Zu den Unterkunftskosten gehören auch die unmit-
telbar mit der Nutzung der Unterkunft zusammen-
hängenden Nebenkosten . Das sind diejenigen Kos-
ten, die für die Gebrauchsüberlassung von Wohn-
raum auf Grund eines Mietvertrages oder einer ähnli-
chen Nutzungsvereinbarung als Miete zu zahlen 
sind; hierzu gehören gegebenenfalls auch von der 
Mieterin oder dem Mieter zu zahlende Umlagen . Zu 
den notwendigen Unterkunftskosten rechnet ferner 
eine Zweitwohnungssteuer, wenn die oder der Be-
rechtigte als Mieterin oder Mieter von Wohnraum zu 
einer solchen zulässigerweise herangezogen wird . 
Ferner gehört zu den notwendigen Unterkunftskos-
ten auch die Fehlbelegungsabgabe, wenn sie neben 
der Miete von der oder dem Berechtigten zu zahlen 
ist . 

3 .2 .4 Nicht zu den notwendigen Unterkunftskosten zählen 
Mehrkosten für die Bereitstellung von wählbaren 
Sonderleistungen (beispielsweise Telefon, Fernse-
her, Bettwäsche, Handtücher, Reinigung der Unter-
kunft) oder Überlassung eines Hausgartens, einer 
Garage oder eines Stellplatzes . Dies gilt auch dann, 
wenn der Miet-/Überlassungsvertrag hierfür einen 
Einheitsbetrag ausweist . Die Gesamtmiete ist um die 
ortsübliche Miete eines Hausgartens, einer Garage 
oder eines Stellplatzes zu kürzen .

3 .2 .5 Die Auslagen für die Unterkunft sind nachzuweisen . 
Für diesen Nachweis kommen allgemein in Betracht:

- Miet-/Überlassungsvertrag,
- Zahlungsquittungen mit Namen und Anschrift 

des Empfängers,
- Mietbücher,
- Überweisungsdurchschriften mit - auszugswei-

sem - Kontoauszug,
- Dauerauftragsbestätigungen .

 Bei der Prüfung ist je nach Lage des Einzelfalles der 
übliche Maßstab für rechnungsbegründende Unterla-
gen (Nummer 1 .1 .3 VV zu den §§ 70 bis 72 und 75 
bis 80 LHO) anzulegen .

3 .2 .6 Übersteigen die Unterkunftskosten (ohne Zweitwoh-
nungssteuer und Fehlbelegungsabgabe) den Betrag 
von 500 Euro monatlich, ist das Trennungsübernach-
tungsgeld vorerst für einen Zeitraum bis zu maximal 
einem Monat zu gewähren (zum Beispiel: nach-
gewiesene notwendige Unterkunftskosten: 600 Eu - 
ro/Monat; Gewährung in dieser Höhe für maximal 
einen Monat) .

 Für einen darüberhinausgehenden Erstattungszeit-
raum hat die oder der Berechtigte während des vorher-
gehenden Einmonatszeitraumes die Bemühungen zum 
Erhalt einer preiswerteren (unterhalb beziehungsweise 
bis zu 500 Euro Monatsmiete) Unterkunft am neuen 
Beschäftigungsort und im Einzugsgebiet einmalig 
nachzuweisen (vergleiche Textziffer 2 .1 .1 .2) .

 Bei nicht ausreichenden Bemühungen zum Erhalt ei-
ner preiswerteren Wohnung/Unterkunft, sind die Un-
terkunftskosten spätestens mit Beginn des zweiten 
Monats auf 500 Euro/Monat zu begrenzen . 

3 .2 .7 Ein Wechsel in eine Wohnung/Unterkunft mit höhe-
ren Kosten als der bisherigen schließt ein entspre-
chend höheres Trennungsübernachtungsgeld aus, es 
sei denn, dass die bisherige Wohnung/Unterkunft aus 
einem von der oder dem Berechtigten nicht zu vertre-
tenden Grund aufgegeben wurde .

3 .2 .8 Nutzt die oder der Berechtigte eine ihr oder ihm be-
ziehungsweise der Ehe-/Lebenspartnerin oder dem 
Ehe-/Lebenspartner gehörende Eigentumswohnung, 
werden das im Trennungsreisegeld enthaltene Über-
nachtungsgeld und das Trennungsübernachtungsgeld 
nicht gewährt . Der Ehe-/Lebenspartnerin oder dem 
Ehe-/Lebenspartner stehen die zur häuslichen Ge-
meinschaft gehörenden anderen Personen im Sinne 
des § 6 Absatz 3 Satz 2 und 3 BUKG, der Eigentums-
wohnung steht der privateigene Wohnwagen oder das 
privateigene Wohnmobil gleich . 

 Nachgewiesene Nebenkosten, die nicht ihre Ursache 
in der Nutzung von Wohneigentum haben (beispiels-
weise verbrauchsunabhängige Aufwendungen für 
Energie, Wasserversorgung, Müllabfuhr), sind über 
das Trennungsübernachtungsgeld erstattungsfähig . 
Andersartige finanzielle Belastungen im Zusammen-
hang mit dem Wohnen im eigenen Haus oder in einer 
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eigenen Wohnung (beispielsweise Erwerbs- oder Fi-
nanzierungskosten) sind keine Unterkunftskosten im 
Sinne des § 3 Absatz 2 TGV .

3 .2 .9 Bei Unterkunftskosten, die durch Landesressorts 
oder andere Dienstherren (beispielsweise Bund, 
Land Berlin, Kommunen des Landes Brandenburg 
und Ähnliches) festgelegt sind und dem jeweiligen 
Haushalt zufließen, sind die Bestimmungen der Text-
ziffern 3 .2 .6 und 3 .2 .7 nicht anzuwenden (das heißt, 
als Trennungsübernachtungsgeld werden die nachge-
wiesenen Unterkunftskosten gewährt) .

3 .2 .10 Erfolgt der Dienstantritt nach dem Ersten eines Mo-
nats und wird die Unterkunft bereits zum Beginn des 
Monats angemietet, so sind die auf den gesamten 
Monat entfallenden Unterkunftskosten als notwendig 
anzusehen, wenn dadurch höhere Auslagen für eine 
andere Unterbringung (beispielsweise Hotel, Pension 
und Ähnliches) vermieden werden .

3 .2 .11  Eine Unterkunft ist angemessen, wenn sie dem Stan-
dard eines durchschnittlichen Hotelzimmers ent-
spricht und sanitäre Einrichtungen zur ausschließli-
chen Nutzung durch die Berechtigte oder den Be-
rechtigten vorhanden sind . Die Angemessenheit ei-
ner Unterkunft ist nicht davon abhängig, dass die 
Unterkunft keine Kochgelegenheit hat . Ein Apparte-
ment gilt im Regelfall als angemessene Unterkunft .

3 .2 .12  Der Einwand der oder des Berechtigten, ab einer be-
stimmten Dienststellung seien auch repräsentative 
Aufgaben zu übernehmen, die sich in einer Unter-
kunft nicht erfüllen ließen, ist für die Beurteilung der 
Angemessenheit einer Unterkunft ohne Belang .

3 .2 .13  Steht im Zeitpunkt des Dienstantritts eine möblierte 
angemessene Unterkunft objektiv nicht zur Verfü-
gung und ist die oder der Berechtigte deshalb ge-
zwungen, eine Wohnung zur vorübergehenden Nut-
zung anzumieten, sind diese Kosten unter Beachtung 
der Textziffer 3 .2 .6 erstattungsfähig . Ist die Umzugs-
kostenvergütung zugesagt, ist in diesen Fällen zu 
prüfen, ob die Gewährungsvoraussetzung „Vorliegen 
des Wohnungsmangels im Einzugsgebiet“ noch vor-
liegt . Die Prüfung sollte aktenkundig vermerkt wer-
den .

3 .2 .14 Als allgemein angemessen kommt grundsätzlich eine 
Unterkunft mit folgender Wohn-/Nutzfläche in Be-
tracht:

- 15 bis 20 Quadratmeter ohne Kochgelegenheit 
im Zimmer,

- 30 bis 40 Quadratmeter mit Kochgelegenheit im 
Zimmer .

3 .3 Zu Absatz 3

 Ist der oder dem Berechtigten die Unterkunft außer-
halb des neuen Beschäftigungsortes des Amtes we-
gen unentgeltlich zur Verfügung gestellt worden, 

werden die entstandenen notwendigen Fahrkosten 
zwischen der Unterkunft und der Dienststätte zu-
rückerstattet (§ 3 Absatz 3 in Verbindung mit § 5 Ab-
satz 4 TGV) .

4  Zu § 4  - Sonderbestimmungen beim auswärtigen 
Verbleiben -

4 .1 Zu Absatz 1

4 .1 .1 Das im Trennungsreisegeld enthaltene Tagegeld ist 
nur dann in voller Höhe zu kürzen - Entsprechendes 
gilt für das Trennungstagegeld vom achten Tage an -, 
wenn die Abwesenheit vom neuen Beschäftigungsort 
einen vollen Kalendertag (= 0 Uhr bis 24 Uhr) beträgt . 

 Sofern die oder der Berechtigte anlässlich einer 
Dienstreise (§ 2 Absatz 1 Satz 1 BRKG) keinen vol-
len Kalendertag abwesend ist, sind die Anrechnungs-
regelungen nach § 4 Absatz 2 TGV zu beachten . Da-
nach wird ein für eine Dienstreise zustehendes Tage-
geld nur auf das Tagegeld des Trennungsreisegeldes 
angerechnet; Trennungstagegeld wird ungekürzt ne-
ben einem nach § 6 BRKG zustehenden Tagegeld in 
Höhe von 14 Euro für Dienstreisen gewährt .

4 .1 .2 Nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 TGV kommt es für die 
Nichtgewährung des im Trennungsreisegeld enthal-
tenen Tagegeldes und des Trennungstagegeldes nicht 
darauf an, ob sich die oder der Berechtigte an vollen 
Kalendertagen aus persönlichen oder dienstlichen 
Gründen nicht am neuen Beschäftigungsort bezie-
hungsweise dem Ort der Unterkunftsnahme aufhält .

 In Fällen eines Urlaubs ist es bedeutungslos, wo der 
Urlaub verbracht wird . Das im Trennungsreisegeld 
enthaltene Tagegeld und das Trennungstagegeld wer-
den auch dann nicht gewährt, wenn die oder der Be-
rechtigte am neuen Beschäftigungsort beziehungs-
weise dem Ort der Unterkunftsnahme verbleibt oder 
einen Urlaubstag nicht voll nutzt . 

 Urlaub sind volle Arbeitstage 

- eines Erholungs-, Zusatz- und Sonderurlaubs, 
- als Gleittage (§ 12 Absatz 6 der Arbeitszeitver-

ordnung - AZV [§ 18 Absatz 5 der Brandenburgi-
schen Arbeitszeitverordnung Polizei, Feuerwehr, 
Justizvollzug])

 sowie alle diesen zeitlich unmittelbar vorangehenden 
oder nachfolgenden sowie eingeschlossenen dienst-
freien Werktage, Sonn- und Feiertage .

 Beispiel:
 

 19 

4  Zu § 4 - Sonderbestimmungen beim auswärtigen Verbleiben - 
 
4.1 Zu Absatz 1 
 
4.1.1 Das im Trennungsreisegeld enthaltene Tagegeld ist nur dann in voller Höhe zu kürzen - ent-

sprechendes gilt für das Trennungstagegeld vom achten Tage an -, wenn die Abwesenheit 
vom neuen Beschäftigungsort einen vollen Kalendertag (= 0 Uhr bis 24 Uhr) beträgt.  

 
  Sofern die oder der Berechtigte anlässlich einer Dienstreise (§ 2 Absatz 1 Satz 1 BRKG) kei-

nen vollen Kalendertag abwesend ist, sind die Anrechnungsregelungen nach § 4 Absatz 2 
TGV zu beachten. Danach wird ein für eine Dienstreise zustehendes Tagegeld nur auf das 
Tagegeld des Trennungsreisegeldes angerechnet; Trennungstagegeld wird ungekürzt neben 
einem nach § 6 BRKG zustehendem Tagegeld in Höhe von 14 Euro für Dienstreisen gewährt. 

 
4.1.2 Nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 TGV kommt es für die Nichtgewährung des im Trennungsreise-

geld enthaltenen Tagegeldes und des Trennungstagegeldes nicht darauf an, ob sich die oder 
der Berechtigte an vollen Kalendertagen aus persönlichen oder dienstlichen Gründen nicht am 
neuen Beschäftigungsort beziehungsweise dem Ort der Unterkunftsnahme aufhält. 

 
In Fällen eines Urlaubs ist es bedeutungslos, wo der Urlaub verbracht wird. Das im Tren-
nungsreisegeld enthaltene Tagegeld und das Trennungstagegeld werden auch dann nicht 
gewährt, wenn die oder der Berechtigte am neuen Beschäftigungsort beziehungsweise dem 
Ort der  
Unterkunftsnahme verbleibt oder einen Urlaubstag nicht voll nutzt.  

 
Urlaub sind volle Arbeitstage  

 
- eines Erholungs-, Zusatz- und Sonderurlaubs,  
- als Gleittage (§ 12 Absatz 6 der Arbeitszeitverordnung - AZV [§18 Absatz 5 AZVPFJ]) 
 
sowie alle diesen zeitlich unmittelbar vorangehenden oder nachfolgenden sowie eingeschlos-
senen dienstfreien Werktage, Sonn- und Feiertage. 

 
Beispiel: 

 

Mo Di Mi Do Fr Sa So  Mo Di Mi Do Fr Sa So  Mo 

            Urlaub = 7 Arbeitstage 
  Kürzung = 11 Tage 

 

Mo Di Mi Do Fr Sa So  Mo Di Mi Do Fr Sa So  Mo 

            Urlaub = 5 Arbeitstage 

        Kürzung = 9 Tage 

 
4.1.3 Bei (Heimfahrt-) Reisen an den bisherigen Wohnort während des Bezuges von Trennungsrei-

segeld sind für die Bemessung des hierin enthaltenen Tagegeldes die Textziffern 3.1.3 und 
3.1.4 zu beachten. 
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4 .1 .3 Bei (Heimfahrt-)Reisen an den bisherigen Wohnort 
während des Bezuges von Trennungsreisegeld sind 
für die Bemessung des hierin enthaltenen Tagegeldes 
die Textziffern 3 .1 .3 und 3 .1 .4 zu beachten .

4 .1 .4 In den Fällen des § 4 Absatz 1 Nummer 2 und 3 TGV 
dürfen das im Trennungsreisegeld enthaltene Tage-
geld und das Trennungstagegeld unabhängig vom 
Aufenthaltsort der oder des Berechtigten nicht ge-
währt werden .

4 .1 .5 Bei Erkrankungen ohne Krankenhausaufenthalt, bei 
denen der neue Beschäftigungsort beziehungsweise 
der Ort der Unterkunftsnahme nicht verlassen wird, 
werden das im Trennungsreisegeld enthaltene Tage-
geld und das Trennungstagegeld grundsätzlich wei-
tergewährt . Dies gilt nicht bei Erkrankungen, bei de-
nen mit der Aufnahme des Dienstes innerhalb von 
zwei Monaten nicht zu rechnen ist . Bei einer so lan-
gen Krankheitsdauer wird unterstellt, dass ein Ver-
bleiben am neuen Beschäftigungsort beziehungswei-
se dem Ort der Unterkunftsnahme nicht notwendig 
ist . Hinsichtlich des in diesen Fällen zu gewährenden 
Trennungsübernachtungsgeldes siehe Textziffer 4 .3 .2 .

4 .1 .6 Abweichend von § 4 Absatz 1 Nummer 3 TGV sind 
das im Trennungsreisegeld enthaltene Tagegeld und 
das Trennungstagegeld zu gewähren, wenn sich die 
Berechtigte ausdrücklich zur Dienstleistung bereit 
erklärt und tatsächlich Dienst leistet (§ 1 Absatz 2 
der Mutterschutzverordnung) .

4 .2 Zu Absatz 2

4 .2 .1 Als anzurechnende Reisekostenvergütung für Ver-
pflegungsaufwand kommen in Betracht:

- Tagegeld nach § 6 BRKG für eine eintägige oder 
für den An- und Abreisetag einer mehrtägigen 
Dienstreise in Höhe von zurzeit 14 Euro,

- Aufwands- und Pauschvergütung nach § 9 
BRKG, jeweils ohne Unterkunftsanteil .

 Sofern ein nach § 4 Absatz 5 TGV ermäßigtes Tren-
nungsreisegeld gewährt wird, entfällt die Anrech-
nung, wenn das hierin enthaltene „abgesenkte“ Tage-
geld nicht mehr als 14 Euro beträgt .

4 .2 .2 Führt eine Berechtigte oder ein Berechtigter während 
des Bezuges von Trennungsreisegeld eine Dienstrei-
se durch und erhält dabei unentgeltliche Verpflegung 
des Amtes wegen, ist das Tagegeld im Trennungsrei-
segeld und in der Reisekostenvergütung gemäß § 6 
Absatz 2 BRKG zu kürzen und danach die Anrech-
nung nach § 4 Absatz 2 TGV vorzunehmen . Gleiches 
gilt, wenn das Entgelt für die Verpflegung in den er-
stattungsfähigen Fahrt-, Übernachtungs- oder Ne-
benkosten enthalten ist (§ 6 Absatz 2 Satz 2 BRKG) .

4 .3  Zu Absatz 3

4 .3 .1 Diese Vorschrift ist anzuwenden, wenn die oder der 
Berechtigte

- aus persönlichen Gründen vom neuen Beschäfti-
gungsort beziehungsweise dem Ort der Unter-
kunftsnahme abwesend ist,

- wegen eines Grundes nach § 4 Absatz 1 Nummer 2 
oder 3 TGV keinen Dienst leistet,

- den neuen Beschäftigungsort wegen einer dienst-
lichen Maßnahme nach § 1 Absatz 2 TGV für 
mehr als drei Monate oder auf Dauer verlassen 
muss oder

- wegen einer Dienstreise für mehr als drei Monate 
vom neuen Beschäftigungsort abwesend ist .

4 .3 .2 Ist die oder der Berechtigte aus persönlichen Grün-
den vom neuen Beschäftigungsort beziehungsweise 
dem Ort der Unterkunftsnahme abwesend oder lie-
gen Fälle des § 4 Absatz 1 Nummer 2 TGV (Kran-
kenhausaufenthalt usw .) oder eine längerfristige Er-
krankung ohne Krankenhausaufenthalt (vergleiche 
Textziffer 4 .1 .5) vor, sind die notwendigen Unter-
kunftskosten regelmäßig für längstens zwei Monate 
berücksichtigungsfähig, weil die Aufgabe der Unter-
kunft in diesem zeitlichen Rahmen nicht als zumut-
bar anzusehen ist . Nach Rückkehr wird Trennungs-
geld nach § 3 Absatz 2 TGV gewährt, soweit für die 
zugrunde liegende Maßnahme der Anspruchszeit-
raum nach § 4 Absatz 1 BbgTGV noch nicht ausge-
schöpft ist oder Fälle der Verlängerung des An-
spruchszeitraumes nach § 4 Absatz 2 und 3 BbgTGV 
vorliegen . 

 In allen Fällen der Verlängerung des Anspruchszeit-
raumes (§ 4 Absatz 3 BbgTGV) wird Trennungstage-
geld nicht mehr gewährt (§ 4 Absatz 4 BbgTGV) . Die 
Gewährung des Trennungsübernachtungsgeldes und 
der Reisebeihilfen für Heimfahrten (§ 3 Absatz 2 und 
§ 5 TGV) bleiben für die Dauer der Verlängerung des 
Anspruchszeitraumes unberührt .

4 .3 .3 Muss die oder der Berechtigte den neuen Beschäfti-
gungsort wegen einer neuen dienstlichen Maßnahme 
im Sinne des § 1 Absatz 2 TGV oder einer Dienstrei-
se für länger als drei Monate verlassen, endet der 
Anspruch auf das im Trennungsreisegeld enthaltene 
Übernachtungsgeld beziehungsweise das Trennungs-
übernachtungsgeld mit Ablauf des Tages, an dem das 
Mietverhältnis frühestens gelöst werden kann .

 Da die von den Berechtigten angemieteten Unter-
künfte vornehmlich den Charakter einer Einzimmer-
wohnung beziehungsweise eines Appartements ha-
ben, bestimmt sich die Kündigungsfrist regelmäßig 
nach § 573c Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
- BGB - (spätestens am dritten Werktag eines Kalen-
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dermonats zum Ablauf des übernächsten Monats) . In 
Fällen eines möblierten Zimmers (Wohnraum nach  
§ 549 Absatz 2 Nummer 2 BGB) findet die Vorschrift 
des § 573c Absatz 3 BGB Anwendung (Kündigung 
spätestens am 15 . eines Monats zum Ablauf dieses 
Monats) . Vereinbart die oder der Berechtigte längere 
Kündigungsfristen, so geht dies in aller Regel zu sei-
nen Lasten .

4 .4 Zu Absatz 4

 Bei einer Fahrt an einen anderen Ort als den Wohn-
ort, werden höchstens die Fahrtauslagen erstattet, die 
bei einer Fahrt an den Wohnort entstanden wären . 
Tage- und Übernachtungsgelder werden nicht ge-
währt, Nebenkosten werden nicht erstattet .

4 .5 Zu Absatz 5 

 Auf die Sonderbestimmungen für Beamtinnen und 
Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst gemäß 
§ 3b BbgTGV wird hingewiesen .

4 .6 Zu Absatz 6

 Nach dieser Vorschrift sind die notwendigen Unter-
kunftskosten zu erstatten, wenn die oder der Berech-
tigte

- wegen einer dienstlichen Maßnahme bis zu einer 
Dauer von drei Monaten vom neuen Dienstort 
abwesend ist oder

- eine Dienstreise von längstens drei Monaten 
noch innerhalb des Bezugszeitraumes von Tren-
nungsreisegeld antritt .

 Im Falle der vorstehenden dienstlichen Maßnahmen 
ist die Gewährung des Trennungsgeldes nach § 8 Ab-
satz 3 TGV mit dem Tage vor dem Beginn der 
Dienstantrittsreise zu beenden und am Tage nach Be-
endigung der Dienstrückreise wiederaufzunehmen . 

 Kehrt die oder der Berechtigte während der neuen 
Maßnahme überwiegend an den (neuen) Dienstort 
zurück, wird das Trennungsgeld nach § 3 TGV un-
verändert weitergewährt und daneben Leistungen 
nach § 3 BbgTGV . Das Gleiche gilt, falls die oder der 
Berechtigte trotz zumutbarer Rückkehr am Ort der 
Zwischenverwendung verbleibt .

4 .7 Zu Absatz 7

 Abweichend von dem Grundsatz, dass kein Tren-
nungsgeld ohne Anspruch auf Besoldung gewährt 
wird (§ 7 Absatz 4 TGV), wird während der Eltern-
zeit und bei der Freistellung nach dem Pflegezeitge-
setz Trennungsübernachtungsgeld für das Beibehal-
ten der Unterkunft am neuen Dienstort gewährt . Dies 
gilt jedoch längstens für drei Monate . 

4 .8 Zu Absatz 8

 Die Vorschrift gilt für die Unterkunft am neuen 
Dienstort, in der die oder der Berechtigte bis zum 
Umzug vorübergehend wohnt . Ist die Gewährung 
von Trennungsgeld wegen Wegfalls der Vorausset-
zungen nach § 2 Absatz 1 TGV (uneingeschränkte 
Umzugswilligkeit, Wohnungsmangel) vorher einge-
stellt worden, ist die Vorschrift nicht anzuwenden .

 Auslagenersatz für die Unterkunft am neuen Dienstort 
kommt bei einem Umzug ohne Zusage der Umzugs-
kostenvergütung nicht in Betracht .

 Zu den notwendigen Auslagen für die Unterkunft sie-
he Textziffern 3 .2 .3 und 3 .2 .4 .

5 Zu § 5 - Reisebeihilfe für Heimfahrten -

5.0.1 Die Reisebeihilfe hat den Zweck, die Pflege der fami-
liären Bindungen und gegebenenfalls die Bewirt-
schaftung der Wohnung finanziell zu erleichtern. 
Heimfahrten im trennungsgeldrechtlichen Sinne sind 
Fahrten an den bisherigen Wohnort und zurück; sie 
sind keine Dienstreisen. Zu den Kosten für Heim-
fahrten der oder des Berechtigten vom Dienstort an 
den bisherigen Wohnort werden als finanzielle Beteili-
gung des Dienstherrn Beihilfen und somit keine volle 
Kostenerstattung gewährt . Für die Reisebeihilfe gilt 
das Erstattungsprinzip, das heißt, es sind nur notwen-
dige und tatsächlich entstandene Fahrauslagen be-
rücksichtigungsfähig . Führt die oder der Berechtigte 
die Fahrt an einen anderen Ort als den Wohnort durch, 
sind die entstandenen Kosten nur bis zu der Höhe der 
Auslagen anzuerkennen, die bei einer Fahrt an den 
bisherigen Wohnort erstattungsfähig gewesen wären . 

5 .0 .2 Grundvoraussetzung für die Gewährung von Rei-
sebeihilfen für Heimfahrten ist der Anspruch auf 
Trennungsgeld nach § 3 TGV; hiervon ausgenom-
men sind die Fälle, in denen die oder der Berechtigte 
den unwiderruflichen Verzicht auf die Zusage der 
Umzugskostenvergütung erklärt hat (§ 5 Absatz 2 
TGV, siehe auch Textziffer 1 .3 .6) .

5 .0 .3 Eine Sonderregelung stellt § 3c BbgTGV dar, wo-
nach minderjährigen Bediensteten, die kein Tren-
nungsgeld nach § 3 TGV erhalten, für jeden halben 
Monat die Fahrauslagen für eine Heimfahrt zum 
Wohnort der Eltern oder Erziehungsberechtigten in 
entsprechender Anwendung des § 5 TGV erstattet 
werden .

5 .1 Zu Absatz 1

 Berechtigte nach § 3 TGV haben einen Anspruch auf 
Reisebeihilfe für Heimfahrten für jeweils 14 Tage des 
Aufenthalts am neuen Dienstort (vergleiche § 8 
BRKG) . Berechtigte haben die Möglichkeit, unter 
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Beachtung der Zweckbestimmung einer Reisebeihilfe 
(vergleiche Textziffer 5 .0 .1) Heimfahrten anzusparen . 

 Tage der Dienstantrittsreise und gegebenenfalls der 
Dienstrückreise sind nicht in die Fristberechnung für 
den 14-tägigen Anspruchszeitraum einzurechnen, da 
für diese Tage Reisekostenvergütung nach § 11 Ab-
satz 1 BRKG und nicht Trennungsgeld nach § 3 TGV 
zusteht .

 Beziehen beide Eheleute beziehungsweise Le-
benspartnerinnen oder Lebenspartner Trennungsgeld 
nach § 3 oder § 4 TGV, steht beiden - unabhängig 
voneinander - für jeweils 14 Tage des Aufenthalts am 
Geschäftsort eine Reisebeihilfe im Sinne des § 8 
BRKG zu . 

5 .2 Zu Absatz 2

5 .2 .1 Für die Gewährung von Reisebeihilfen für längstens 
ein Jahr bei Verzicht auf die Zusage der Umzugskos-
tenvergütung ist zu prüfen, ob nachstehende Voraus-
setzungen erfüllt sind:

- Die oder der Berechtigte verzichtet bei Maßnah-
men nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 5 TGV 
unwiderruflich auf die Zusage der Umzugskos-
tenvergütung und

- ein Umzug ist aus dienstlichen Gründen nicht 
erforderlich.

 Die oder der Berechtigte kann zwischen zwei Mög-
lichkeiten wählen:

1 . Nach Erteilung der Zusage der Umzugskosten-
vergütung besteht Anspruch auf Trennungsgeld 
nach den Regelvorschriften einschließlich Reise-
beihilfe .

2 . Wird auf die Zusage der Umzugskostenvergü-
tung verzichtet, weil zum Beispiel ein Umzug 
nicht gewollt ist, und ist der Umzug aus dienstli-
chen Gründen nicht erforderlich, wird abwei-
chend von den Regelvorschriften Trennungsgeld 
in Form von Reisebeihilfen für ein Jahr gewährt .

 
 Die Wahl braucht nicht begründet zu werden, sie be-

steht jedoch nur einmal . Beantragt die oder der Be-
rechtigte nach Zusage der Umzugskostenvergütung 
Trennungsgeld nach den Regelvorschriften, ist eine 
spätere Umstellung auf die Sonderregelung nicht 
mehr möglich . Entscheidet sie oder er sich für die 
Sonderregelung, ist eine Umstellung auf die Regel-
vorschriften ausgeschlossen . Der Verzicht ist vor 
Erteilung der Zusage der Umzugskostenvergütung 
schriftlich zu erklären.

5 .2 .2 Im Rahmen dieser Vorschrift werden Reisebeihilfen 
auch dann gewährt, wenn die oder der Berechtigte 
täglich an den Wohnort zurückfährt; vergleiche hier-
zu auch Textziffer 1 .3 .6 . Ein Anspruch auf andere 

Leistungen nach der Trennungsgeldverordnung be-
steht nicht .

5 .3  Zu Absatz 3

 Die oder der Berechtigte kann ohne Angabe von 
Gründen zwischen einer Heimfahrt zum bisherigen 
Wohnort oder einer Besuchsfahrt einer oder eines 
Angehörigen zum Dienstort wählen . Für die Be-
suchsfahrt werden für die zu gewährende Reisebei-
hilfe nur die Kosten bis zur Höhe der Auslagen aner-
kannt, die bei einer Fahrt der oder des Berechtigten 
an den bisherigen Wohnort erstattungsfähig gewesen 
wären . Steht der oder dem Berechtigten eine Fahr-
preisermäßigung zu (beispielsweise BahnCard), wird 
demzufolge auch für Angehörige nur der ermäßigte 
Fahrpreis erstattet, selbst wenn diesen persönlich 
eine Fahrpreisermäßigung nicht zusteht .

5 .4  Zu Absatz 4

5 .4 .1 Eine Reisebeihilfe wird nur gewährt, wenn die Heim-
fahrt tatsächlich durchgeführt wurde, Fahrkosten ent-
standen sind und diese notwendig waren . Als Reise-
beihilfe werden pro Heimfahrt Fahr- oder Flugkosten 
nach Maßgabe des § 8 BRKG gewährt . 

5 .4 .2 Entstandene Kosten für Fahrten mit regelmäßig ver-
kehrenden Beförderungsmitteln werden bis zur Höhe 
der niedrigsten Beförderungsklasse erstattet . 

5 .4 .3 Wurde aus dienstlichen oder wirtschaftlichen Grün-
den ein Flugzeug benutzt, werden die Kosten der 
niedrigsten Flugklasse erstattet (vergleiche Textzif-
fer 4 .1 .4 ff . der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
des Landes Brandenburg zum Bundesreisekosten-
gesetz) .

5 .4 .4 Mögliche Fahrpreisermäßigungen sind zu berück-
sichtigen, beispielsweise Fahrkarten zum Branden-
burg-Berlin-Ticket, Sparpreis 25 oder 50 sowie die 
Benutzung der BahnCard 25 oder 50 . Fahrkosten 
werden nicht erstattet, wenn eine unentgeltliche Be-
förderungsmöglichkeit genutzt werden kann . 

5 .4 .5 Wird die Heimfahrt mit einem (privaten) Kraftfahr-
zeug durchgeführt, wird Wegstreckenentschädigung 
in Höhe von 20 Cent je Kilometer gewährt, höchs-
tens jedoch 130 Euro (vergleiche § 5 Absatz 1 Satz 2 
BRKG) .

6 Trennungsgeld bei täglicher Rückkehr zum 
Wohnort 

6 .0 Die Höhe des Trennungsgeldes bei täglicher Rück-
kehr zum Wohnort richtet sich ausschließlich nach  
§ 3 BbgTGV . 

 § 6 TGV ist nicht anzuwenden . Die nachfolgenden 
Hinweise zu den Absätzen 1 bis 6 beziehen sich des-
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halb auf die entsprechenden Absätze des § 3 BbgTGV, 
wobei die Ordnungsziffer 6 aus Gründen der Syste-
matik beibehalten worden ist .

6 .1 Zu § 3 Absatz 1 BbgTGV

6 .1 .1 Für Fahrten zwischen Wohnung und Dienststätte wer-
den als Trennungsgeld nur noch Fahrkosten erstattung 
oder Wegstreckenentschädigung unter Anrechnung 
ersparter Fahrkosten (Eigenanteil) gewährt . Mitnah-
meentschädigung wird nicht gewährt, da zusätzliche 
Aufwendungen, die durch die Mitnahme von anderen 
Berechtigten verursacht werden, mit dem Kilometer-
satz der Entfernungspauschale nach Absatz 3 abge-
golten sind . Der Eigenanteil ist auch bei der Erstat-
tung der Fahrkosten in Ansatz zu bringen .

6 .1 .2 Bei dienstlichen Maßnahmen im Sinne des § 1 Ab-
satz 2 TGV ist für die Dienstantrittsreise (= erste 
Fahrt vom Dienst-/Wohnort zum neuen Beschäfti-
gungsort) und für die Dienstrückreise (= letzte Fahrt 
vom neuen Beschäftigungsort zum Dienst-/Wohnort) 
Trennungsgeld nicht zu gewähren, da für diese Rei-
sen Anspruch auf Reisekostenvergütung besteht  
(§ 11 Absatz 1 BRKG); Gleiches gilt bei ein- und 
zweitägigen Abordnungen für deren gesamte Dauer 
(vergleiche auch Textziffer 1 .2 .6 .2) . Daher kommt bei 
ein- und zweitägigen Abordnungen die Anrechnung 
des Eigenanteils von 0,12 Euro je Entfernungskilo-
meter und Arbeitstag nicht in Betracht .

 
6 .1 .3 Bei mehr als zweitägigen Abordnungen ist die An-

rechnung des Eigenanteils 

- für die - erste - Rückfahrt vom neuen Beschäfti-
gungsort zum Wohnort am Hinreisetag (= Tag 
der Dienstantrittsreise) und für die - letzte - 
Hinfahrt vom Wohnort zum neuen Beschäfti-
gungsort am Rückreisetag (= Tag der Dienstrück-
reise) zusammen als eine Entfernungsstrecke 
und ein Arbeitstag sowie

- für die dazwischenliegenden Fahrten je Arbeits-
tag

 vorzunehmen .

 Beispiel:

 Abordnung von Montag bis Mittwoch: 

 Montagmorgens Dienstantrittsreise
  ➝ Reisekosten

 Montagnachmittags 1. Rückfahrt zur Wohnung
  ➝  TG: Fahrkosten­

erstattung/Wegstrecken­
entschädigung

 Dienstagmorgens 1. Hinfahrt zum neuen Beschäfti­ 
gungsort ➝  TG: Fahrkosten­

erstattung/Wegstrecken­
entschädigung

 Dienstagnachmittags 2. Rückfahrt zur Wohnung
  ➝  TG: Fahrkosten­

erstattung/Wegstrecken­
entschädigung

 Mittwochmorgens 2. Hinfahrt zum neuen Beschäfti­ 
gungsort ➝  TG: Fahrkosten­

erstattung/Wegstrecken­
entschädigung

 Mittwochnachmittags Dienstrückreise
  ➝ Reisekosten

 Anrechnung Eigenanteil auf Fahrten am:

­ Montag ­1. Rückfahrt­ und Mittwoch ­2. Hinfahrt­ 
zusammen = eine Entfernungsstrecke und

­ Dienstag 1. Hinfahrt und 2. Rückfahrt = eine 
Entfernungsstrecke.

6 .1 .4  Bei einer Kette von Maßnahmen nach § 1 Absatz 2 
TGV bleiben durch ein früheres Trennungsgeld aus-
geglichene Fahrkosten unberücksichtigt, weil dann 
für die Berechtigte oder den Berechtigten eine Eigen-
belastung nicht gegeben war . Von einer Anrechnung 
nach § 3 Absatz 1 Satz 2 BbgTGV ist auch abzuse-
hen, wenn und soweit während des Anspruchs auf 
Trennungsgeld noch notwendige Kosten für die Stre-
cke zwischen Wohnung und vorheriger Dienststätte 
entstanden sind (beispielsweise durch eine noch gül-
tige Zeitkarte) . 

6 .1 .5 Die Anrechnung erfolgt nur für die einfache, übli-
cherweise befahrene Strecke (Entfernung) zwischen 
Wohnung und bisheriger Dienststätte . Bei einem 
Umzug an einen anderen Ort ohne Zusage der Um-
zugskostenvergütung ist die Entfernung zwischen 
der neuen Wohnung und der bisherigen Dienststätte 
für die Bemessung des Eigenanteils maßgeblich (Er-
mittlung vergleiche Textziffer 6 .3 .2) .

6 .2 Zu § 3 Absatz 2 BbgTGV - Fahrkostenerstattung -

6 .2 .1 Bei der Ermittlung der billigsten Fahrkarte - aus-
schließlich 2 . Wagenklasse - sind auch Fahrpreis-
ermäßigungen zu berücksichtigen; hierzu gehören 
beispielsweise Tages-, Wochen- oder Monatskarten, 
Jobtickets und Ähnliches . Berücksichtigungsfähig 
sind nur die entstandenen notwendigen Fahrauslagen 
zwischen der Wohnung und der Dienststätte und zu-
rück . Für die Preisermittlung wird die kürzeste ver-
kehrsübliche Strecke zugrunde gelegt (Berechnung 
vergleiche Textziffer 6 .3 .2) .

 Notwendige Zuschläge für zuschlagspflichtige Züge 
werden nur gegen Nachweis erstattet; Buchungsent-
gelte für die Platzreservierung in Zügen können nicht 
erstattet werden, da diese nicht dem Erfordernis der 
„billigsten Fahrkarte“ entsprechen . 

6 .2 .2 Bei zumutbarer täglicher Rückkehr zum Wohnort 
(Berechnung nach § 3 Absatz 1 Satz 2 TGV) sind nur 
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die Kosten der billigsten Fahrkarte berücksichti-
gungsfähig, unabhängig davon, ob für die arbeitstäg-
lichen Fahrten ein regelmäßig verkehrendes Beförde-
rungsmittel oder ein Kraftfahrzeug benutzt wird .

6 .2 .3 Ist die tägliche Rückkehr im Sinne des § 3 Absatz 1 
Satz 2 TGV nicht zumutbar, benutzt die oder der Be-
rechtigte für die arbeitstäglichen Fahrten ein regel-
mäßig verkehrendes Beförderungsmittel, so sind 
auch in diesen Fällen nur die Kosten der billigsten 
Fahrkarte berücksichtigungsfähig .

6 .3 Zu § 3 Absatz 3 BbgTGV - Wegstreckenentschädi-
gung -

6 .3 .1 Wegstreckenentschädigung wird nur dann gewährt

- wenn die tägliche Rückkehr zum Wohnort im 
Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 2 TGV nicht zumut-
bar ist und

- die oder der Berechtigte für die arbeitstäglichen 
Fahrten ein Kraftfahrzeug benutzt. 

 Die Besitz- und Eigentumsverhältnisse des Kraft-
fahrzeuges sind ohne Belang . Als Kraftfahrzeug gilt 
jedes motorbetriebene Fahrzeug im Sinne des § 1 Ab-
satz 2 des Straßenverkehrsgesetzes .

6 .3 .2 Für die Ermittlung der einfachen Entfernung (Entfer-
nungskilometer) vergleiche Textziffer 1 .3 .5, aber 
hier mit der Maßgabe, dass Bruchteile eines Kilome-
ters unter 0,5 Kilometer abgerundet, ansonsten auf-
gerundet werden .

6 .4 Zu § 3 Absatz 4 BbgTGV 

 Zu den Mehraufwendungen rechnen neben den 
Übernachtungskosten auch die Verpflegungskosten 
nach Maßgabe des § 6 BRKG . Das Tagegeld beträgt 
für Berechtigte 28 Euro und für Anwärterinnen oder 
Anwärter 21 Euro je Tag; bei Teilmahlzeiten sind je-
weils für das Frühstück 20 Prozent, für das Mittag- 
und Abendessen je 40 Prozent der vorgenannten Be-
träge in Ansatz zu bringen .

6 .5 Zu § 3 Absatz 5 BbgTGV - Höchstbetrag -

6 .5 .1 Absatz 5 bestimmt den Höchstbetrag der im jeweili-
gen Monat als Trennungsgeld zu gewährenden Fahr-
kostenerstattung oder Wegstreckenentschädigung 
und gilt für alle Fälle der täglichen Rückkehr zum 
Wohnort, unabhängig davon, ob die Rückkehr im 
Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 2 TGV zumutbar ist oder 
nicht . Der Höchstbetrag stellt dem Grunde nach das 
in einem vollen Kalendermonat (30 Tage) durch-
schnittlich zu gewährende Trennungsgeld dar, ohne 
Rücksicht auf die tatsächliche Anzahl der Kalender-
tage eines Monats; gleichwohl sind Sachverhalte des 
§ 4 Absatz 1 Nummer 1 TGV hinsichtlich allgemein 
dienstfreier Werktage und Sonntage berücksichtigt . 

 Die Heranziehung der Höchstbetragsregelungen für 
andere trennungsgeldrechtliche Sachverhalte als der 
täglichen Rückkehr zum Wohnort ist nicht zulässig . 

6.5.2 Die Bereitstellung unentgeltlicher Verpflegung oder 
Unterkunft des Amtes wegen hat keine Auswirkun-
gen auf den Höchstbetrag .

6 .5 .3 Kürzere Zeiträume im Sinne des § 3 Absatz 5 Satz 2 
BbgTGV liegen in folgenden Fällen vor:

a) Trennungsgeldanspruch besteht für den vollen 
Kalendermonat, jedoch liegen Sachverhalte des  
§ 4 Absatz 1 TGV vor,

b) ein Trennungsgeldanspruch beginnt oder endet 
im Laufe des jeweiligen Kalendermonats,

c) ein Trennungsgeldanspruch beginnt und endet 
im Laufe des jeweiligen Kalendermonats,

d) ein Trennungsgeldanspruch besteht nur an ein-
zelnen Tagen im jeweiligen Kalendermonat .

 In allen Fällen führen die genannten Sachverhalte zu 
einem „kürzeren Zeitraum als einen Monat“ im Sin-
ne des § 3 Absatz 5 Satz 2 BbgTGV .

 Beispiel zu Buchstabe a

­ Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach 
besteht für den gesamten Monat Juni 2005. Der 
Berechtigte hat von Montag, 6. Juni bis ein­
schließlich Freitag, 10. Juni 2005 Urlaub = 5 Ab­
wesenheitstage (10 minus 6 plus 1 = 5).

 Berechnung des Höchstbetrages Juni: 
 400 € : 30 x (30 ./. 5 Abwesenheitstage)   
 = 333,33 €. 

      aufgerundet = 334,00 €.

­ Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach 
besteht für den gesamten Monat Juni 2005. Der 
Berechtigte hat von Montag, 6. Juni bis einschließ­
lich Freitag, 17. Juni 2005 Urlaub = 12 Ab­
wesenheitstage (17 minus 6 plus 1 = 12).

 Berechnung des Höchstbetrages Juni: 
 400 € : 30 x (30 ./. 12 Abwesenheitstage) 

= 239,99 €. 
aufgerundet = 240,00 €.

­ Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach 
besteht für den gesamten Monat Juni 2005. Der 
Berechtigte hat von Mittwoch, 1. Juni bis ein­
schließlich Donnerstag, 30. Juni 2005 Urlaub = 
30 Ab wesenheitstage. 

 Berechnung des Höchstbetrages Juni: 
 400 € : 30 x (30 ./. 30 Abwesenheitstage) 

= 0,00 €. 

­ Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach 
besteht für den gesamten Monat Juli 2005. Der 
Berechtigte hat von Freitag, den 1. Juli bis ein­
schließlich Sonntag, den 31. Juli 2005 Urlaub = 
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29 Abwesenheitstage (30./31. Juli 2005 = Sa/So 
zählen nicht mit, vergleiche Anmerkung).

 Berechnung des Höchstbetrages Juli: 
 400 € : 30 x (30 ./. 29 Abwesenheitstage) 

= 13,33 €. 
aufgerundet = 14,00 €.

 (Im letztgenannten Beispiel wird Trennungsgeld 
nach § 3 BbgTGV nicht gezahlt, da der Berech­
tigte im Kalendermonat keine erstattungsfähigen 
Fahrten durchgeführt hat, ein Forderungsnach­
weis für den Monat Juli 2005 wird nicht gestellt; 
insoweit geht die Berechnung des Höchstbetra­
ges ins Leere.)

 Anmerkung: Anstelle eines Urlaubs gelten auch 
volle Abwesenheitstage wegen Krankheit, Gleit­
tage (§ 7 Absatz 3 der Arbeitszeitverordnung ­ 
AZV) und Ausgleichstage nach dem Sozialtarif­
vertrag Brandenburg (nur für Arbeitnehmerin­
nen und Arbeitnehmer) einschließlich aller hier­
von eingeschlossenen dienstfreien Werktage, 
Sonn­ und Feiertage; die übrigen Sachverhalte 
des § 4 Absatz 1 Nummer 2 und Nummer 3 TGV 
gelten entsprechend.

 Beispiel zu Buchstabe b

­ Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach 
besteht seit Mitte Mai 2005 und endet am  
17. Juni 2005, Dienstrückreise wegen Beendi­
gung der Abordnung am 17. Juni 2005 ­ 14 Uhr. 
(Trennungsgeldrechtliche Fahrten des Monats 
Juni: 2 x täglich vom 1. bis 16. Juni 2005 und 1 x 
am 17. Juni 2005 = 16,5 Tage, für die zweite 
Fahrt am 17. Juni 2005 ­ Dienstrückreise ­ wird 
Reisekostenvergütung gewährt.)

 Berechnung des Höchstbetrages Juni: 
 400 € : 30 x 16,5 Tage = 219,99 €.

aufgerundet = 220,00 €.

­ Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach 
beginnt am 29. Juni 2005 und endet im Juli 2005, 
Dienstantrittsreise am 29. Juni 2005 ­ 7.30 Uhr, 
Ankunft neuer Dienstort 10 Uhr. (Trennungs­
geldrechtliche Fahrten des Monats Juni: 1 x am  
29. Juni 2005 und 2 x am 30. Juni 2005 = 1,5 Tage, 
für die erste Fahrt am 29. Juni 2005 ­ Dienst­
antrittsreise ­ wird Reisekostenvergütung gewährt.)

 Berechnung des Höchstbetrages Juni: 
 400 € : 30 x 1,5 Tage = 19,99 €.

aufgerundet = 20,00 €.

 Beispiel zu Buchstabe c

­ Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach 
beginnt am Montag, 6. Juni 2005, Dienstantritts­
reise am 6. Juni 2005 ­ 7.30 Uhr, Ankunft neuer 
Dienstort 10 Uhr und endet am Freitag, 10. Juni 
2005, Dienstrückreise wegen Beendigung der 
Abordnung am 10. Juni 2005 ­ 14 Uhr.

 Trennungsgeldrechtliche Fahrten des Monats 
Juni: je 1 x am 6./10. Juni 2005 und 2 x täglich 
vom 7. bis 9. Juni 2005 = 4 Tage (3 Tage plus  
2 x ½ Tag), für die erste Fahrt am 6. Juni 2005  
­ Dienstantrittsreise ­ und letzte Fahrt am 10. Juni 
2005 ­ Dienstrückreise ­ wird Reisekostenvergü­
tung gewährt.

 Berechnung des Höchstbetrages: 
 400 € : 30 x 4 Tage = 53,33 €. 

aufgerundet = 54,00 €.

­ Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach 
beginnt am Montag, 6. Juni 2005, Dienstantritts­
reise am 6. Juni 2005 ­ 7.30 Uhr, Ankunft neuer 
Dienstort 10 Uhr und endet am Donnerstag,  
9. Juni 2005, Dienstrückreise wegen Beendigung 
der Abordnung am 9. Juni 2005 ­ 14 Uhr. 

 Trennungsgeldrechtliche Fahrten des Monats 
Juni: je 1 x am 6./9. Juni 2005 und 2 x täglich am 
7. und 8. Juni 2005 = 3 Tage (2 Tage plus 2 x ½ 
Tag), für die erste Fahrt am 6. Juni 2005  
­ Dienstantrittsreise ­ und letzte Fahrt am 9. Juni 
2005 ­ Dienstrückreise ­ wird Reisekostenvergü­
tung gewährt.

 Berechnung des Höchstbetrages Juni: 
 400 € : 30 x 3 Tage = 39,99 €.

aufgerundet = 40,00 €.

­ Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach 
beginnt am Montag, 6. Juni 2005, Dienstantritts­
reise am 6. Juni 2005 ­ 7.30 Uhr, Ankunft neuer 
Dienstort 10 Uhr und endet am Freitag, 17. Juni 
2005, Dienstrückreise wegen Beendigung der 
Abordnung am 17. Juni 2005 ­ 14 Uhr. 

 Trennungsgeldrechtliche Fahrten des Monats 
Juni: je 1 x am 6./17. Juni 2005 und 2 x täglich 
vom 7. bis 16. Juni 2005 = 11 Tage (10 Tage plus 
2 x ½ Tag), für die erste Fahrt am 6. Juni 2005  
­ Dienstantrittsreise ­ und letzte Fahrt am 17. Juni 
2005 ­ Dienstrückreise ­ wird Reisekostenvergü­
tung gewährt.

 Berechnung des Höchstbetrages Juni: 
 400 € : 30 x 11 Tage = 146,66 €.

aufgerundet = 147,00 €.

 Beispiel zu Buchstabe d

­ Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach 
besteht im jeweiligen Kalendermonat an den Ar­
beitstagen Montag ­ Donnerstag = 4­Tage­Wo­
che (wegen Teilzeitarbeit, freigestelltes Perso­
nalratsmitglied oder Ähnliches).

 Mögliche Arbeitstage im Monat Juni 2005, jeweils 
Mo ­ Do: = 18 Tage (mögliche Feiertage zählen 
mit, soweit sie auf die Tage Mo ­ Do fallen).

 Berechnung des Höchstbetrages Juni: 
 400 € : 30 x 18 Tage (gemäß Forderungsnachweis)

  = 239,99 €.
aufgerundet = 240,00 €.

­ Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach 
besteht im jeweiligen Kalendermonat an den Ar­
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beitstagen Donnerstag ­ Dienstag = 4­Tage­Wo­
che (wegen Teilzeitarbeit, freigestelltes Perso­
nalratsmitglied).

 Mögliche Arbeitstage im Monat Juni 2005, je­
weils Do ­ Di: = 17 Tage (Sa/So werden nicht 
mitgezählt, mögliche Feiertage zählen mit, so­
weit sie auf die Tage Do, Fr, Mo oder Di fallen).

 Berechnung des Höchstbetrages Juni: 
 400 € : 30 x 17 Tage (gemäß Forderungsnachweis) 

= 226,66 €.
aufgerundet = 227,00 €. 

 Von den möglichen Arbeitstagen im jeweiligen 
Kalendermonat sind Urlaubs­, Krankheits­, 
Gleit­ (§ 7 Absatz 3 der Arbeitszeitverordnung 
[AZV]) oder Ausgleichstage nach dem Sozial­
tarifvertrag Brandenburg (hier nur für Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmer) ohne die einge­
schlossenen dienstfreien Werktage und Sonntage 
abzuziehen und danach die Berechnung des 
Höchstbetrages vorzunehmen; Entsprechendes 
gilt für die übrigen Sachverhalte des § 4 Absatz 1 
Nummer 2 und Nummer 3 TGV.

6 .6  Zu § 3 Absatz 6 BbgTGV

 Absatz 6 bestimmt, dass § 6 TGV im Land Branden-
burg nach Ablauf des 30 . April 2005 nicht mehr an-
zuwenden ist, somit ist auch die Gewährung des Ver-
pflegungszuschusses von arbeitstäglich 2,05 Euro  
(§ 6 Absatz 2 TGV) nach diesem Zeitpunkt nicht 
mehr zulässig .

7 Zu § 7 - Sonderfälle -

7 .1 Zu Absatz 1

 Besteht zum Zeitpunkt einer neuen Maßnahme nach 
§ 1 Absatz 2 TGV ohne Änderung des Dienstortes 
auf Grund einer vorhergehenden Maßnahme bereits 
ein Trennungsgeldanspruch, so besteht dieser An-
spruch weiter . Dies gilt auch dann, wenn eine beste-
hende Maßnahme verlängert wird (beispielsweise 
eine ursprünglich auf sechs Monate befristete Abord-
nung wird kurz vor Ablauf der Frist um weitere drei 
Monate verlängert) . Die Verlängerung einer befriste-
ten dienstlichen Maßnahme, ohne dass eine zeitliche 
Unterbrechung (Sonn-/Feiertage, dienstfreie Werkta-
ge, Urlaubs- oder Krankheitstage gelten nicht als Un-
terbrechung) eingetreten ist, stellt als solche keine 
neue dienstliche Maßnahme im Sinne des § 1 Absatz 2 
TGV dar, sondern sie bestimmt nur einen neuen, spä-
teren Endzeitpunkt der bisher verfügten Personal-
maßnahme, ohne sie in ihrem Kernbestand zu tangie-
ren . 

 Das Wort „weiterbesteht“ stellt im Übrigen klar, dass 
die Sieben-Tage-Frist zum Bezug des Trennungsrei-
segeldes einerseits nicht von Neuem beginnt, ande-
rerseits aber voll ausgeschöpft werden kann .

7 .2 Zu Absatz 2

 Ein umzugskostenrechtlich nicht zu berücksichti-
gender Umzug ist ein Umzug, für den die Umzugs-
kostenvergütung nicht zugesagt worden ist . Ein sol-
cher Umzug liegt aber auch dann vor, wenn die Um-
zugskostenvergütung zwar zugesagt wurde, sie je-
doch für diesen Umzug nicht gewährt wird, weil die 
Voraussetzungen dafür nicht erfüllt sind, beispiels-
weise bei einem Umzug außerhalb des Einzugsgebie-
tes des neuen Dienstortes . Inwieweit in solchen Fällen 
die Erfüllung der Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 
TGV (uneingeschränkte Umzugswilligkeit, Wohnungs-
mangel am neuen Dienstort) für die Gewährung von 
Trennungsgeld vorliegen, bedarf einer kritischen Prü-
fung (siehe hierzu auch Textziffer 2 .1 .2 .2) .

7 .3 Zu Absatz 3

 Ist die oder der Berechtigte aus den in der Vorschrift 
genannten Gründen an der Dienstausübung gehin-
dert, kann das Trennungsübernachtungsgeld im not-
wendigen Umfang bis zur frühestmöglichen Aufgabe 
der Unterkunft gewährt werden . Wird der Dienstort 
vorübergehend verlassen, ist nach Rückkehr kein 
Trennungsreisegeld zu gewähren .

7 .4 Zu Absatz 4

 Der Anspruch auf Trennungsgeld setzt einen An-
spruch auf Besoldung voraus . Für einen Zeitraum, 
für den keine Besoldung gezahlt wird, wird auch kein 
Trennungsgeld gewährt (beispielsweise Urlaub unter 
Wegfall der Besoldung, Erziehungsurlaub, schuld-
haftes Fernbleiben vom Dienst) .

 Besoldung im Sinne dieser Vorschrift sind

- bei Beamtinnen und Beamten sowie Richterin-
nen und Richtern die Dienstbezüge nach § 1  
Absatz 3 des Brandenburgischen Besoldungs-
gesetzes (BbgBesG) oder die Anwärterbezüge 
nach § 1 Absatz 4 Nummer 2 BbgBesG,

- bei Angestellten, Arbeiterinnen, Arbeitern und 
Auszubildenden die entsprechenden Vergütun-
gen/Löhne nach den Manteltarifverträgen .

 Für die Dauer der Mutterschutzfristen erhalten Be-
amtinnen ihre Dienstbezüge weiter; Arbeitnehmerin-
nen erhalten während dieser Zeit keine Vergütung/
keinen Lohn nach den Tarifverträgen, sondern Mut-
terschaftsgeld nach dem Mutterschutzgesetz . Im In-
teresse der trennungsgeldrechtlichen Gleichbehand-
lung wird daher in diesen Fällen das Mutterschafts-
geld den Dienstbezügen gleichgestellt .

 Abweichend von dem Grundsatz, kein Trennungsgeld 
ohne Anspruch auf Besoldung, wird bei Eltern- und 
Pflegezeit Trennungsübernachtungsgeld für längstens 
drei Monate gewährt (vergleiche § 4 Absatz 7 TGV) . 
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8 Zu § 8 TGV - Ende des Trennungsgeldanspruchs - 

8 .1 Zu § 8 Absatz 1 TGV

8 .1 .1 Der Anspruch auf Trennungsgeld endet - beispiels-
weise - mit Ablauf des Tages, an dem

- die Zugehörigkeit zum persönlichen Geltungsbe-
reich der TGV endet,

- die getrennte Haushaltsführung tatsächlich been-
det wird,

- die uneingeschränkte Umzugswilligkeit nicht 
mehr gegeben ist,

- der Wohnungsmangel im Einzugsgebiet im Sinne 
des § 2 Absatz 1 TGV behoben ist (vergleiche 
Textziffer 1 .3 .0),

- ein zwingender persönlicher Umzugshinderungs-
grund entfällt,

- Versagungsgründe für die Gewährung von Tren-
nungsgeld im Sinne des § 7 Absatz 3 TGV vorlie-
gen,

- der Anspruch auf Besoldung wegfällt .

8 .1 .2 In folgenden Fällen gilt der Wohnungsmangel im 
Einzugsgebiet als behoben:

- bei Ablehnung einer zugewiesenen angemesse-
nen und zumutbaren Wohnung an dem Tage, an 
dem diese Wohnung hätte bezogen werden kön-
nen,

- bei Verzögerung des Umzuges durch andere als 
in § 2 Absatz 2 TGV aufgeführte Hinderungs-
gründe an dem Tage, an dem eine angemessene 
und zumutbare Wohnung frühestens hätte bezo-
gen werden können .

8 .1 .3 Zu § 4 BbgTGV - Ende und Höhe des Trennungs-
geldanspruchs -

8 .1 .3 .1 Zu Absatz 1

8 .1 .3 .1 .1 Der Anspruchszeitraum für die Gewährung des 
Trennungsgeldes ist unabhängig davon, ob die Zusa-
ge der Umzugskostenvergütung erteilt wurde, auf 
drei Monate begrenzt . Diese Höchstfrist indiziert 
nicht von vornherein eine dreimonatige Trennungs-
geldzahlung . Für die Gewährung des Trennungsgel-
des müssen die Regelvoraussetzungen der TGV, bei 
zugesagter Umzugskostenvergütung zusätzlich die 
Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 TGV, erfüllt sein . 
Ist der Anspruchszeitraum ausgeschöpft, ist die Ge-
währung des Trennungsgeldes einzustellen . 

8 .1 .3 .1 .2 Der Anspruchszeitraum beginnt mit dem Tage des 
Wirksamwerdens der dienstlichen Maßnahme, unab-
hängig vom tatsächlichen Dienstantritt . Der Beginn 
der Frist wird in Fällen nachträglicher Zusage der Um-
zugskostenvergütung oder einer neuen Maßnahme 
nach § 1 Absatz 2 TGV - nunmehr mit Zusage der 
Umzugskostenvergütung - ohne Wechsel des Dienst-
ortes nicht berührt, das heißt, eine automatische Verlän-

gerung des Anspruchszeitraumes tritt nicht ein . Ist in 
diesen Fällen der Anspruchszeitraum ganz oder teil-
weise ausgeschöpft, wird für die Verlängerung des 
Anspruchszeitraumes allgemein das Erfordernis des 
Vorliegens eines Unvermeidbarkeitsfalles im Sinne 
des § 4 Absatz 2 Satz 1 BbgTGV als erfüllt anerkannt 
werden können . Die Zuständigkeit der obersten 
Dienstbehörde wird nicht hierdurch berührt . Die Ver-
längerung sollte allerdings den Zeitraum nicht über-
schreiten, den die oder der umzugswillige Berechtigte 
bei entsprechenden Bemühungen zur Erlangung einer 
Wohnung voraussichtlich benötigt . 

8 .1 .3 .1 .3 Der Lauf der Frist wird nur durch eine länger als 
vierzehn Tage andauernde neue dienstliche Maßnah-
me oder Dienstreise unterbrochen . In diesen Fällen 
wird der Anspruchszeitraum, soweit er nicht ausge-
schöpft werden konnte, für die Dauer der Unterbre-
chungszeit nach hinten verschoben . § 4 Absatz 4 
BbgTGV ist in diesen Fällen nicht anzuwenden, da 
eine Verlängerung nicht vorliegt .

8 .1 .3 .2 Zu Absatz 2

 Gründe für das Vorliegen eines außergewöhnlichen 
Härtefalles (sogenannte Unvermeidbarkeitsfälle) 
könnten neben den Sachverhalten nach Textzif - 
fer 8 .1 .3 .1 .2 beispielsweise Wohnungsmangel im 
Einzugsgebiet auf Grund der Anzahl der zu berück-
sichtigenden Familienangehörigen oder auf Grund 
besonderer Wohnraumanforderungen wegen einer 
Behinderung oder auch ein krankheitsbedingter ver-
späteter Dienstantritt am neuen Dienstort sein . 

8 .1 .3 .3 Zu Absatz 3

 - Bleibt frei -

8 .1 .3 .4 Zu Absatz 4

 In allen Fällen der Verlängerung des Anspruchszeit-
raumes nach § 4 Absatz 2 und 3 BbgTGV wird das in 
§ 3 Absatz 2 TGV vorgesehene Trennungstagegeld 
nicht mehr gewährt . Trennungsübernachtungsgeld 
und Reisebeihilfe für Familienheimfahrten (§ 3 Ab-
satz 2 und § 5 TGV) bleiben für die Dauer der Verlän-
gerung des Anspruchszeitraumes unberührt .

8 .1 .3 .5 Zu Absatz 5

8 .1 .3 .5 .1 Die Festlegung des Anspruchszeitraumes im ur-
sprünglichen Umfange bleibt bestehen, wenn trotz 
einer neuen trennungsgeldauslösenden Maßnahme 
der neue Dienstort beibehalten wird . Das Wort „wei-
terbesteht“ stellt im Übrigen klar, dass die Frist zur 
Bestimmung des Anspruchszeitraumes einerseits 
nicht von Neuem beginnt, andererseits aber voll aus-
geschöpft werden kann .

 Die Verlängerung einer befristeten dienstlichen Maß-
nahme, ohne dass eine zeitliche Unterbrechung ein-
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getreten ist (Sonn-/Feiertage, dienstfreie Werktage, 
Urlaubs-, Gleit- [§ 7 Absatz 3 der Arbeitszeitverord-
nung - AZV] oder Ausgleichstage nach dem Sozial-
tarifvertrag Brandenburg [nur für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer] gelten nicht als Unterbrechung), 
stellt als solche keine neue dienstliche Maßnahme  
im Sinne des § 1 Absatz 2 TGV dar, sondern sie  
bestimmt nur einen neuen, späteren Endzeitpunkt der 
bisher verfügten Personalmaßnahme, ohne sie in 
 ihrem Kernbestand zu tangieren . 

 Da die Verlängerung einer befristeten Personalmaß-
nahme keine neue dienstliche Maßnahme im Sinne 
des § 1 Absatz 2 TGV darstellt, sind folglich auch die 
Regelungen des § 4 Absatz 5 BbgTGV und des § 7 
Absatz 1 TGV (vergleiche Textziffer 7 .1), die ihrer-
seits eine solche voraussetzen, nicht anzuwenden . 
Dies bedeutet, dass in Fällen der Verlängerung einer 
dienstlichen Maßnahme ohne Zusage der Umzugs-
kostenvergütung ein Trennungsgeldanspruch gemäß 
den Bestimmungen des § 4 Absatz 3 Nummer 1 
BbgTGV (fort-)besteht .

8 .1 .3 .5 .2 Von der Verlängerung der dienstlichen Maßnahme ist 
deren Aufhebung zu unterscheiden . So sind bei-
spielsweise die

- förmliche Aufhebung einer unbefristeten oder 
- förmliche vorzeitige Aufhebung einer befristeten 

als auch 
- faktische Aufhebung einer befristeten Abord-

nung durch Zeitablauf

 immer neue dienstliche Maßnahmen im Sinne des  
§ 1 Absatz 2 TGV .

8 .2 Zu § 8 Absatz 2 TGV

 Dauert das Ausladen des Umzugsgutes zwei Tage, 
ist der Tag maßgebend, an dem der Hauptteil des 
Umzugsgutes ausgeladen wird . Verzögerungen beim 
Ausladen des Umzugsgutes, die die oder der Berech-
tigte selbst zu vertreten hat, gehen zu ihren bezie-
hungsweise seinen Lasten . Ausladetag ist dann der 
Tag, an dem das Umzugsgut ohne Verzögerung hätte 
ausgeladen werden können .

8 .3 Zu § 8 Absatz 3 TGV

8 .3 .1 Trennungsgeld wird bis zu dem Tag gewährt, an dem 
der Dienstort tatsächlich verlassen wird . Wird der 
Dienstort beispielsweise wegen Urlaubs oder Er-
krankung vor Beginn der neuen dienstlichen Maß-
nahme verlassen, wird Trennungsgeld nur bis zum 
Abreisetag gezahlt .

8 .3 .2 Kosten für das notwendige Beibehalten der Unter-
kunft am verlassenen Dienstort werden durch Weiter-
gewährung des im Trennungsreisegeld enthaltenen 
Übernachtungsgeldes und des Trennungsübernach-

tungsgeldes erstattet (§ 4 Absatz 3 TGV) . Bei dienst-
lichen Maßnahmen bis zu drei Monaten werden 
nachgewiesene Kosten erstattet (§ 4 Absatz 6 TGV) .

9 Zu § 9 - Verfahrensvorschriften - 

9 .1 Zu Absatz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 BbgTGV

9 .1 .1 Trennungsgeld ist innerhalb einer Ausschlussfrist 
von sechs Monaten nach Beginn der Maßnahme zu 
beantragen . Die Frist beginnt mit dem Tag, der auf 
den Tag des Dienstantritts folgt . Wird die Frist ver-
säumt, erlischt der Anspruch auf Trennungsgeld . 
Dies gilt insbesondere bei dienstlichen Maßnahmen 
mit Zusage der Umzugskostenvergütung („Frist ein-
mal versäumt, immer versäumt“) . Erhält die oder der 
Berechtigte die Zusage der Umzugskostenvergütung 
erst nach dem Dienstantritt, muss sie oder er die An-
sprüche auf Trennungsgeld nach § 2 TGV innerhalb 
von sechs Monaten nach Wirksamwerden der Zusage 
schriftlich beantragen . Die Ausschlussfrist gilt auch 
für Anträge auf Weiterbewilligung des Trennungs-
geldes . Die Frist für die Beantragung einer Reisebei-
hilfe für Heimfahrten beginnt am Tag nach Ablauf 
des jeweiligen 14-tägigen Anspruchszeitraumes ge-
mäß § 5 Absatz 1 TGV in Verbindung mit § 8 BRKG .

9 .1 .2 Die Zahlung des Trennungsgeldes erfolgt monatlich 
nachträglich auf Grund von Forderungsnachweisen, 
die die oder der Berechtigte innerhalb einer Aus-
schlussfrist von sechs Monaten abzugeben hat . Die 
Frist hierfür beginnt mit Ablauf des Kalendermonats, 
für den das Trennungsgeld zusteht; für Reisebeihil-
fen ist dies der Kalendermonat, in dem der jeweilige 
14-tägige Anspruchszeitraum endet . Die Frist kann 
nicht verlängert werden . Bei Fristversäumnis ist der 
bis dahin vorhanden gewesene Anspruch auf Gewäh-
rung von Trennungsgeld verwirkt . 

9 .1 .3 Die Beantragung, Bewilligung, Gewährung und Be-
rechnung des Trennungsgeldes ist bei dienstlichen 
Maßnahmen ohne Zusage der Umzugskostenvergü-
tung mit dem jeweiligen Forderungsnachweis vorzu-
nehmen, den die oder der Berechtigte innerhalb einer 
Ausschlussfrist von sechs Monaten abzugeben hat 
(Frist nach § 9 Absatz 1 Satz 2 TGV) . Für den Beginn 
der Frist vergleiche deshalb Textziffer 9 .1 .2 . Dies be-
deutet, dass das Trennungsgeld für den maßgebli-
chen Kalendermonat immer neu beantragt, bewilligt 
und gezahlt wird . Die Ausschlussfrist gilt demzufol-
ge nur für den Kalendermonat, für den das Tren-
nungsgeld beantragt wird (maßgeblicher Kalender-
monat), und beginnt für die Folgemonate jeweils 
wieder von Neuem .

 Beispiel:

 Trennungsgeldanspruch besteht für die Monate Juni 
2005 bis August 2005.
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 Die Ausschlussfrist ­ sechs Monate ­ für den Monat

­ Juni 2005  beginnt am 01.07.2005 und endet 
am 31.12.2005,

­ Juli 2005  beginnt am 01.08.2005 und endet 
am 31.01.2006 und

­ August 2005  beginnt am 01.09.2005 und endet 
am 28.02.2006.

 Legt der Berechtigte am 15.01.2006 seine Forde­
rungsnachweise für die Trennungsgeld­Zeiträume 
Juni 2005 bis August 2005 vor, so ist die Zahlung des 
Trennungsgeldes des Monats Juni 2005 wegen Über­
schreiten der Ausschlussfrist abzulehnen, die Zah­
lungen des Trennungsgeldes für die Monate Juli und 
August 2005 sind dagegen vorzunehmen, da diese 
Forderungsnachweise innerhalb der Ausschlussfris­
ten vorgelegt wurden.

 Würde es sich im vorliegenden Falle um eine dienst­
liche Maßnahme mit Zusage der Umzugskostenver­
gütung handeln, wäre die Bewilligung von Tren­
nungsgeld wegen Überschreitens der Ausschlussfrist 
nach § 9 Absatz 1 Satz 1 TGV (Antragsfrist) von An­
fang an abzulehnen, da hier die Frist im Juni 2005 
beginnt und im Dezember 2005 abgelaufen wäre 
(Frist versäumt).

9 .1 .4 Die sechsmonatigen Ausschlussfristen des § 9 Ab-
satz 1 Satz 1 und 2 TGV in Verbindung mit § 5 Ab-
satz 1 BbgTGV gelten auch für Angestellte, Arbeite-
rinnen, Arbeiter und Auszubildende; insoweit sind 
für Leistungen nach der Brandenburgischen Tren-
nungsgeldverordnung gegebenenfalls kürzere tarifli-
che Ausschlussfristen nicht anwendbar, da auf Grund 
der Tarifverweisung für die Gewährung von Tren-
nungsgeld die für die Beamtinnen und Beamten des 
Arbeitgebers geltenden Bestimmungen sinngemäß 
anzuwenden sind (vergleiche Textziffer 1 .1) .

9 .2 Zu Absatz 2

 Diese Vorschrift begründet die formelle Beweisfüh-
rungspflicht. Antragstellende müssen damit die An-
gaben im Antrag auf Gewährung von Trennungsgeld 
beweisen, das heißt, sie müssen die Beweismittel 
 direkt beifügen oder angeben . Ferner sind Antrag-
stellende verpflichtet, alle Änderungen unverzüglich 
anzuzeigen, die für die Gewährung von Trennungs-
geld dem Grunde und der Höhe nach von Bedeutung 
sein können . 

 Hinsichtlich der Führung des Nachweises der Woh-
nungsbemühungen vergleiche Textziffer 2 .1 .1 .

9 .3 Zu Absatz 3

9 .3 .1 Die sachliche und rechnerische Feststellung (verglei-
che Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushalts-
ordnung zu den §§ 70 bis 72 und 75 bis 80 der Lan-
deshaushaltsordnung) von Trennungsgeldzahlungen 

obliegt der für die Berechnung und Zahlung zustän-
digen Stelle, die durch die oberste Dienstbehörde be-
stimmt ist .

9 .3 .2 Für jede Trennungsgeldempfängerin und jeden Tren-
nungsgeldempfänger ist für jedes Haushaltsjahr ein 
Stammblatt zu führen . Das ausgezahlte Trennungs-
geld, die ausgezahlte Reisekostenvergütung (Dienst-
antritts-/Dienstrückreise) sowie Rückzahlungen sind 
fortlaufend in das Stammblatt einzutragen . Gleiches 
gilt für alle Personalangaben, Daten der Personalver-
fügungen und die sonstigen für die Berechnung und 
Auszahlung erforderlichen Merkmale . Die weiteren 
Einzelheiten regeln die obersten Dienstbehörden in 
eigener Zuständigkeit . 

10 Zu § 10 - Übergangsvorschrift -

 - Bleibt frei -

II. 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Allgemeinen Durchführungshinweise treten am 1 . Mai 
2021 in Kraft .

Gleichzeitig treten das Rundschreiben „Trennungsgeldrecht im 
Land Brandenburg - Allgemeine Durchführungshinweise zum 
Trennungsgeldrecht im Land Brandenburg“ vom 10 . August 
2005 (ABl . S . 899) und die Bekanntmachung „Allgemeine 
Durchführungshinweise zum Trennungsgeldrecht im Land 
Brandenburg“ vom 23 . Oktober 2009 (ABl . S . 2310) außer 
Kraft .

Einführung technischer Regelwerke 
für das Straßenwesen im Land Brandenburg

Richtlinien für die einheitliche Gestaltung 
von Erhaltungsentwürfen im Straßenbau

 (RE Erhaltung)

Runderlass 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung,

Abteilung 4, Nr . 6/2021 - Straßenentwurf
Sachgebiet 02 .3: 

Planung und Entwurf; Entwurfsgestaltung
Sachgebiet: 07 .1: 

Straßenverkehrstechnik und Straßenausstattung; 
Bemessung und Gestaltung der Straßen und Wege

Vom 17 . Mai 2021

Der Runderlass richtet sich an

- die Straßenbaubehörde des Landes Brandenburg
- die Landkreise, die kreisfreien Städte sowie die kreisange-

hörigen Städte und Gemeinden des Landes Brandenburg .
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Mit dem Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau (ARS)  
Nr . 10/2019 vom 2 . August 2019 hat das Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) die „Richtlinien 
für die einheitliche Gestaltung von Erhaltungsentwürfen im 
Straßenbau“ (RE Erhaltung), Ausgabe 2019 bekannt gegeben .

Hiermit werden die RE-Erhaltung für alle Erhaltungsmaßnah-
men an Bundesfernstraßen, die in der Baulast des Bundes lie-
gen, sowie an Landesstraßen eingeführt . 

Bei Maßnahmen der Erhaltung ist regelmäßig zu prüfen, ob die 
tierökologische Durchlässigkeit im Sinne der jeweils aktuellen 
Fassung des „Merkblattes zur Anlage von Querungshilfen für 
Tiere und zur Vernetzung von Lebensräumen an Straßen“ 
(MAQ) verbessert werden kann . 

Die Umweltverträglichkeit nach dem Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) ist in jedem Fall zu prüfen und 
Eingriffe in Natur und Landschaft sind insbesondere auf arten- 
und gebietsschutzrelevante Tatbestände im Sinne des Bundes-
naturschutzgesetzes (BNatSchG) zu prüfen . Die Ergebnisse 
sind jeweils zu dokumentieren . 

Für die im Zuständigkeitsbereich der Landkreise, kreisfreien 
Städte sowie der kreisangehörigen Städte und Gemeinden des 
Landes Brandenburg liegenden Straßen wird die Anwendung 
der RE-Erhaltung empfohlen .

Dieser Runderlass wird im Amtsblatt für Brandenburg veröf-
fentlicht und in das elektronische „Brandenburgische Vorschrif-
tensystem“ (BRAVORS) unter der Internetadresse www .lan-
desrecht .brandenburg .de eingestellt . 

Einführung technischer Regelwerke 
für das Straßenwesen im Land Brandenburg

Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen 
und Richtlinien für den Bau von Schichten 

ohne Bindemittel im Straßenbau, 
Ausgabe 2020 (ZTV SoB-StB 20)

Runderlass 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung,

Abteilung 4, Nr . 12/2021 - Verkehr
Sachgebiet 04 .4: 

Straßenbefestigungen; Bauweisen
Vom 17 . Mai 2021

Der Runderlass richtet sich an

- die Straßenbaubehörde des Landes Brandenburg
- die Landkreise, die kreisfreien Städte sowie die kreisange-

hörigen Städte und Gemeinden des Landes Brandenburg .

Mit dem Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau (ARS) Num-
mer 23/2020 vom 18 . November 2020 hat das Bundesministe-
rium für Verkehr und digitale Infrastruktur die „Zusätzlichen 
Technischen Vertragsbedingungen und Richtlinien für den Bau 

von Schichten ohne Bindemittel im Straßenbau, Ausgabe 2020 
(ZTV SoB-StB 20)“ bekannt gegeben . 

Die ZTV SoB-StB 20 beinhalten Anforderungen an den Bau 
von Schichten ohne Bindemittel und an die fertige Schicht . 
Beim Einsatz von mineralischen Recycling-Baustoffen und in-
dustriell hergestellten Gesteinskörnungen als Baustoffgemisch 
für Schichten ohne Bindemittel gelten die „Brandenburgischen 
Technischen Richtlinien für Recycling-Baustoffe im Straßen-
bau, Ausgabe 2014 (BTR RC-StB 14)“ .

Hiermit werden die „Zusätzlichen Technischen Vertragsbedin-
gungen und Richtlinien für den Bau von Schichten ohne Binde-
mittel im Straßenbau, Ausgabe 2020 (ZTV SoB-StB 20)“ für 
die im Zuständigkeitsbereich des Landes Brandenburg liegen-
den Bundesfernstraßen und Landesstraßen verbindlich einge-
führt . Für die im Zuständigkeitsbereich der Landkreise, kreis-
freien Städte sowie der kreisangehörigen Städte und Gemein-
den des Landes Brandenburg liegenden Straßen wird die An-
wendung empfohlen .

Der Runderlass „Einführung bautechnischer Regelwerke für das 
Straßenwesen in Brandenburg - Zusätzliche Technische Ver-
tragsbedingungen und Richtlinien für den Bau von Schichten 
ohne Bindemittel im Straßenbau, Ausgabe 2004/Fassung 2007  
(ZTV SoB-StB 04, Ausgabe 2004/Fassung 2007)“ vom 17 . Juli 
2008 (ABl . S . 2009) wird aufgehoben .

Das Regelwerk ist bei der FGSV-Verlag GmbH, Wesselinger 
Straße 17, 50999 Köln zu beziehen .

Einführung technischer Regelwerke 
für das Straßenwesen im Land Brandenburg

Richtlinien für Bemessungsfahrzeuge 
und Schleppkurven zur Überprüfung 

der Befahrbarkeit von Verkehrsflächen (RBSV), 
Ausgabe 2020 

Runderlass 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung,

Abteilung 4, Nr . 15/2021 - Straßenentwurf
Sachgebiet 02 .2: 

Planung und Entwurf; Entwurfsrichtlinien
Vom 10 . Mai 2021

Der Runderlass richtet sich an

- die Straßenbaubehörde des Landes Brandenburg
- die Landkreise, die kreisfreien Städte sowie die kreisange-

hörigen Städte und Gemeinden des Landes Brandenburg .

Mit dem Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau (ARS)  
Nr . 02/2021 vom 4 . Januar 2021 hat das Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) die Richtlinien für 
Bemessungsfahrzeuge und Schleppkurven zur Überprüfung der 
Befahrbarkeit von Verkehrsflächen (RBSV), Ausgabe 2020 be-
kannt gegeben .
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Hiermit werden die Richtlinien für Bemessungsfahrzeuge und 
Schleppkurven zur Überprüfung der Befahrbarkeit von Ver-
kehrsflächen (RBSV), Ausgabe 2020 für den Bereich der Bun-
des- und Landesstraßen eingeführt . 

An lichtsignalgeregelten Knotenpunkten ist das größte nach der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) zulässige Fahr-
zeug als Bemessungsfahrzeug heranzuziehen (vergleiche 
Richtlinien für Lichtsignalanlagen [RiLSA]) . Dies ist gemäß 
RBSV der Sattelzug mit einer Länge von 16,50 m (siehe An-
hang 1 RBSV, S . 10) .

Es wird darauf hingewiesen, dass nach der „Verordnung über 
Ausnahmen von straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften für 
Fahrzeuge und Fahrzeugkombinationen mit Überlänge“  
(LKWÜberlStVAusnV) vom 19 . Dezember 2011 (eBAnz AT144 
2011 V2), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom  
6 . November 2020 (BAnz AT 13 .11 .2020 V1) geändert worden 
ist, der Lang-Lkw-Typ 1 mit einer Länge von 17,88 m für das 
gesamte brandenburgische Streckennetz freigegeben ist (ver-
gleiche § 2 Absatz 2 LKWÜberlStVAusnV) . Dieser ist demnach 
als größtes nach der StVZO zulässiges Fahrzeug als Bemes-
sungsfahrzeug heranzuziehen . Der Schleppkurvennachweis ist 
als verpflichtender Bestandteil den verkehrstechnischen Unter-
lagen beizufügen . Bei nicht lichtsignalgeregelten Knotenpunk-
ten kann, insofern die Nutzung des Gegenfahrstreifens vertret-
bar ist, der Sattelzug mit einer Länge von 16,50 m gemäß RBSV 
zur Bemessung herangezogen werden .

Für die im Zuständigkeitsbereich der Landkreise, kreisfreien 
Städte sowie der kreisangehörigen Städte und Gemeinden des 
Landes Brandenburg liegenden Straßen wird die Anwendung 
empfohlen .

Der Runderlass „Einführung technischer Regelwerke für das 
Straßenwesen im Land Brandenburg - Schleppkurven in Tech-
nischen Regelwerken; Bemessungsfahrzeuge und Schleppkur-
ven zur Überprüfung der Befahrbarkeit von Verkehrsflächen, 
Ausgabe 2001“ vom 21 . November 2002 (ABl . S . 1079) wird 
hiermit aufgehoben .

Dieser Runderlass wird im Amtsblatt für Brandenburg veröf-
fentlicht und in das elektronische „Brandenburgische Vorschrif-
tensystem“ (BRAVORS) unter der Internetadresse www .lan-
desrecht .brandenburg .de eingestellt . 

Die RBSV, Ausgabe 2020 sind beim FGSV Verlag, Wesselinger 
Straße 17, 50999 Köln zu beziehen .

Bestimmung der Berufsvertretungen 
nach dem Flurbereinigungsgesetz

Erlass des Ministeriums für Landwirtschaft, 
Umwelt und Klimaschutz

Vom 22 . April 2021

Auf Grund des § 11 Satz 2 des Gesetzes über die ländliche Ent-
wicklung und zur Ausführung des Flurbereinigungsgesetzes und 
des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes im Land Brandenburg 
(Brandenburgisches Landentwicklungsgesetz) vom 29 . Juni 
2004 (GVBl . I S . 298), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 10 . Juli 2014 (GVBl . I Nr . 33) geändert worden ist, in Ver-
bindung mit § 109 des Flurbereinigungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 16 . März 1976 (BGBl . I S . 546), das 
zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19 . Dezember 2008 
(BGBl . I S . 2794) geändert worden ist, werden die Berufsvertre-
tungen im Sinne dieser Gesetze wie folgt bestimmt:

1 . Landwirtschaftliche Berufsvertretung sind der Landesbauern-
verband Brandenburg e .V . und der Bauernbund Branden-
burg e .V .

2 . Berufsvertretung des Gartenbaus ist der Gartenbauverband 
Berlin-Brandenburg e .V .

3 . Forstwirtschaftliche Berufsvertretung sind der Waldbauern-
verband Brandenburg e .V ., der Waldbesitzerverband Bran-
denburg e .V . sowie die Familienbetriebe Land und Forst 
Brandenburg e .V .

4. Berufsvertretung der Fischerei ist der Landesfischereiver-
band Brandenburg/Berlin e .V .

Dieser Erlass tritt am Tag seiner Veröffentlichung in Kraft . 
Gleichzeitig tritt der Erlass „Bestimmung der Berufsvertretun-
gen nach dem Flurbereinigungsgesetz“ vom 28 . Mai 2002 
(ABl . S . 610) außer Kraft .
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BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2020

Amt für Statistik Berlin-Brandenburg Anstalt des öffentlichen Rechts, Potsdam

Bilanz zum 31. Dezember 2020

Seite 1

A K T I V A

31.12.2020 31.12.2019
EUR EUR

A. ANLAGEVERMÖGEN
I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Entgeltlich erworbene Konzessionen, 
gewerbliche Schutzrechte und ähnliche 
Rechte und Werte sowie Lizenzen an 
solchen Rechten und Werten 109.490,00 187.739,00

2. Geleistete Anzahlungen 225.955,40 0,00
335.445,40 187.739,00

II. Sachanlagen
1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte 

und Bauten einschließlich der Bauten auf 
fremden Grundstücken 170.835,00 159.935,00

2. Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung 297.963,00 320.805,00

468.798,00 480.740,00
III. Finanzanlagen

Sonstige Finanzanlagen 9.000.000,00 7.000.000,00
9.804.243,40 7.668.479,00

B. UMLAUFVERMÖGEN
I. Forderungen und sonstige 

Vermögensgegenstände
1. Forderungen aus Lieferungen und 

Leistungen 72.754,75 14.291,08
2. Forderungen gegen Trägerländer 0,00 529.263,75
3. Sonstige Vermögensgegenstände 157.007,53 305.557,51

229.762,28 849.112,34
II. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 10.489.023,37 6.440.570,09

10.718.785,65 7.289.682,43
C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 443.040,20 338.564,10

20.966.069,25 15.296.725,53

Amt für Statistik Berlin-Brandenburg Anstalt des öffentlichen Rechts, Potsdam

Bilanz zum 31. Dezember 2020

Seite 2

P A S S I V A

31.12.2020 31.12.2019
EUR EUR

A. EIGENKAPITAL
I. Gewinnvortrag 1.317.055,84 3.545.572,29
II. Jahresfehlbetrag -241.412,87 -2.228.516,45

1.075.642,97 1.317.055,84
B. SONDERPOSTEN FÜR ZUWENDUNGEN 578.288,00 668.479,00
C. RÜCKSTELLUNGEN

1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche 
Verpflichtungen 7.971.292,00 7.613.212,00

2. Sonstige Rückstellungen 4.225.435,53 3.176.173,88
- davon Verpflichtungen aus 

Erstattungsansprüchen des aufnehmenden 
Dienstherren: EUR 1.628.671,00 (Vorjahr: 
EUR 712.580,00)

12.196.727,53 10.789.385,88
D. VERBINDLICHKEITEN

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 688.194,41 908.720,55

2. Verbindlichkeiten gegenüber Trägerländern 6.397.626,70 1.611.277,15
3. Sonstige Verbindlichkeiten 7.939,98 1.807,11

7.093.761,09 2.521.804,81
E. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 21.649,66 0,00

20.966.069,25 15.296.725,53
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Amt für Statistik Berlin-Brandenburg Anstalt des öffentlichen Rechts, Potsdam

Bilanz zum 31. Dezember 2020

Seite 2

P A S S I V A

31.12.2020 31.12.2019
EUR EUR

A. EIGENKAPITAL
I. Gewinnvortrag 1.317.055,84 3.545.572,29
II. Jahresfehlbetrag -241.412,87 -2.228.516,45

1.075.642,97 1.317.055,84
B. SONDERPOSTEN FÜR ZUWENDUNGEN 578.288,00 668.479,00
C. RÜCKSTELLUNGEN

1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche 
Verpflichtungen 7.971.292,00 7.613.212,00

2. Sonstige Rückstellungen 4.225.435,53 3.176.173,88
- davon Verpflichtungen aus 

Erstattungsansprüchen des aufnehmenden 
Dienstherren: EUR 1.628.671,00 (Vorjahr: 
EUR 712.580,00)

12.196.727,53 10.789.385,88
D. VERBINDLICHKEITEN

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 688.194,41 908.720,55

2. Verbindlichkeiten gegenüber Trägerländern 6.397.626,70 1.611.277,15
3. Sonstige Verbindlichkeiten 7.939,98 1.807,11

7.093.761,09 2.521.804,81
E. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 21.649,66 0,00

20.966.069,25 15.296.725,53
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Amt für Statistik Berlin-Brandenburg Anstalt des öffentlichen Rechts, Potsdam

Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 2020

Anlage 2

2020 2019
EUR EUR

1. Umsatzerlöse 39.800.035,52 37.391.088,34
2. Sonstige betriebliche Erträge 1.257.095,41 1.288.070,01
3. Aufwendungen für bezogene Leistungen -3.776.114,80 -6.789.152,60
4. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter -23.461.979,08 -21.907.728,14
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für 

Altersversorgung und für Unterstützung -6.227.652,50 -7.093.138,96
- davon für Altersversorgung: 

EUR 1.046.739,00 (Vorjahr:
EUR 2.303.893,00)

-29.689.631,58 -29.000.867,10
5. Abschreibungen auf immaterielle 

Vermögensgegenstände des 
Anlagevermögens und Sachanlagen -293.074,58 -329.755,95

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen -7.334.560,16 -4.610.176,06
7. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 31.399,01 26.185,19

- davon aus der Abzinsung: EUR 9.983,73 
(Vorjahr: EUR 11.298,30)

8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -241.424,29 -203.908,28
- davon aus der Aufzinsung: 

EUR 241.424,29 (Vorjahr:
EUR 203.908,28)

9. Erstattete Steuern vom Einkommen und vom 
Ertrag 4.862,60 0,00

10. Ergebnis nach Steuern -241.412,87 -2.228.516,45
11. Jahresfehlbetrag -241.412,87 -2.228.516,45
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An das Amt für Statistik Berlin-Brandenburg Anstalt des öffent-
lichen Rechts, Potsdam:

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss des Amt für Statistik Berlin-
Brandenburg Anstalt des öffentlichen Rechts, Potsdam, - beste-
hend aus der Bilanz zum 31 . Dezember 2020 und der Gewinn-  
und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1 . Januar bis 
zum 31 . Dezember 2020 sowie dem Anhang, einschließlich der 
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - ge-
prüft . Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Amt für 
Statistik Berlin-Brandenburg Anstalt des öffentlichen Rechts, 
Potsdam, für das Geschäftsjahr vom 1 . Januar bis zum 31 . De-
zember 2020 geprüft . 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnisse

- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentli-
chen Belangen den deutschen, für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der An-
stalt zum 31 . Dezember 2020 sowie ihrer Ertragslage für 
das Geschäftsjahr vom 1 . Januar bis zum 31 . Dezember 
2020 und

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Anstalt . In allen wesentlichen 
Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jah-
resabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend dar .

Gemäß § 322 Abs . 3 S . 1 HGB erklären wir, dass unsere Prü-
fung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat .

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt . Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben . Wir sind von der Anstalt unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtli-
chen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Be-
rufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt . Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht zu dienen .

Hinweis zur Hervorhebung eines Sachverhalts

Wir verweisen auf die Ausführungen der gesetzlichen Vertreter 
im Abschnitt Finanzierungsrisiken im Lagebericht, wonach die 
Zahlungsfähigkeit sowie die Möglichkeit zur Erbringung der 
von den Ländern Brandenburg sowie Berlin übertragenen Auf-
gaben auf den jährlich abzuschließenden Servicevereinbarun-
gen beruht .

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lage-
bericht sind diesbezüglich nicht modifiziert.

Sonstige Informationen

Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen Informationen 
verantwortlich . Die sonstigen Informationen umfassen nicht 
inhaltlich geprüfte Bestandteile des Lageberichts unter „Ent-
wicklung nach Geschäftsfeldern“ . Dies betrifft insbesondere 
die Berichterstattung zu der Tätigkeit des AfS in Verbundgre-
mien sowie die dort erfolgenden Arbeiten in Fachkonzepten 
und Projekten . Weitere sonstige Informationen sind im Ab-
schnitt „Chancen und Risiken zukünftiger Entwicklung enthal-
ten“ . Hierzu gehören Ausführungen zum Rollenverständnis und 
der Bedeutung des AfS, die Beurteilung der Qualität der Aufga-
benerfüllung sowie der Reichweite der Erreichung der Öffent-
lichkeit im Rahmen von Fachtagungen .

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und Lagebericht 
erstrecken sich nicht auf die sonstigen Informationen und dem-
entsprechend geben wir weder ein Prüfungsurteil noch irgend-
eine andere Form von Prüfungsschlussfolgerung hierzu ab .

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Verant-
wortung, die sonstigen Informationen zu lesen und dabei zu 
würdigen, ob die sonstigen Informationen wesentliche Unstim-
migkeiten zum Jahresabschluss, Lagebericht oder unseren bei 
der Prüfung erlangten Kenntnissen aufweisen oder anderweitig 
wesentlich falsch dargestellt erscheinen .

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Verwal-
tungsrats für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapitalge-
sellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahres-
abschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Anstalt vermittelt . Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstim-
mung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
führung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung ei-
nes Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentli-
chen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstel-
lungen ist .

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen 
Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Anstalt zur 
Fortführung ihrer Tätigkeit zu beurteilen . Des Weiteren haben 
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sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Tätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben . Dar-
über hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage 
des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Tätig-
keit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtli-
che Gegebenheiten entgegenstehen .

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Anstalt vermittelt sowie in allen wesent-
lichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt . Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als not-
wendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts 
in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen ge-
setzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu können .

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des 
Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Aufstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts .

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstel-
lungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Anstalt vermittelt sowie in allen wesent-
lichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht be-
inhaltet .

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt . Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet wer-
den könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grund-
lage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus 
und bewahren eine kritische Grundhaltung . Darüber hinaus

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher  
- beabsichtigter oder unbeabsichtigter - falscher Darstellun-
gen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken 
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend 

und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs-
urteile zu dienen . Das Risiko, dass wesentliche falsche Dar-
stellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher 
als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusam-
menwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkei-
ten, irreführende Darstellungen bzw . das Außerkraftsetzen 
interner Kontrollen beinhalten können .

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 
Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und 
den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkeh-
rungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu pla-
nen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, 
jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil über die 
Wirksamkeit dieser Systeme der Anstalt abzugeben .

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden 
sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhän-
genden Angaben .

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit 
des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung ihrer Tätigkeit 
sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, 
ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit der Anstalt zur Fortführung ihrer 
Tätigkeit aufwerfen können . Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehöri-
gen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemes-
sen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. 
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlang-
ten Prüfungsnachweise . Zukünftige Ereignisse oder Gege-
benheiten können jedoch dazu führen, dass die Anstalt ihre 
Tätigkeit nicht mehr fortführen kann .

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den 
Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahres-
abschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Anstalt vermittelt .

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jah-
resabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm 
vermittelte Bild von der Lage der Anstalt .

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzli-
chen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben 
im Lagebericht durch . Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die 
den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen 
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorien-
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tierten Angaben aus diesen Annahmen . Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab . 
Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientier-
ten Angaben abweichen .

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen 
unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der 
Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-

lich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir wäh-
rend unserer Prüfung feststellen .

Essen, 13 . April 2021 

WIKOM AG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

 Liehr Nitzsche-Lezoch
 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer
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